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.... REPUBLIK OSTERREICH 

BUNDESKANZLERAMT 
GZ 601 459/3-VI/1/76 

Tätigkeitsbericht des Verwaltungs­
gerichtshofes für das Jahr 1974 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 

Wie n 

Ich beehre mich, in,der Anlage den Tätigkeits­

bericht des Verwaltungsgerichtshofes für das Jahr 1974 

dem Nationalrat gemäß § 21 Abs .1 des Geschäftsordnungs­

gesetzes 1975 vorzulegen. 

Der Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichts-

hofes für das Jahr 1974 wurde der Bundesregierung in ihrer 

Sitzung am '30. März 1976 zur Kenntnis gebracht. 

Zu den einzelnen Aus führungen im Tätigkeitsbericht 

des Verwaltungsgerichtshofes erlaube ich mir, folgendes zu 

bemerken: I. 

Wie bereits mehrfach wirft der Verwaltungsgerichts­

hof auch in diesem Tätigkeitsbericht abermals die Frage 

der Besorgung der J:ustizverwaltungsangelegenheiten auf. 

Die Haltung in der Frage der Ubertragung der Angelegen­

heiten der Justizverwal tung an di,e Höchstgerichte ist be­

,reits mehrfach klargestellt worden. So wurde im Zusammen­

hang mit der parlamentarischen Behandlung des Bundesmini­

steriengesetzes 1973 der Auffassung Ausdruck gegeben, daß 

der status quo in den Angelegenheiten der Justizverwal­

tung des Verwaltung
'
sgerichtshofes beibehalten werden soll. 

An diesem Standpunkt hat sich nicbts ge ändert . Insoweit 

aber der status quo mit der derzeitigen Recbts- und Ver­

fassungslage nicht im Einklang stehen sollte, wird darauf 

bei der ohnehin beabsichtigten Neukodifikation des Ver­

vialtungsgerichtshofeesetzes bedacht zu nehmen sein. 
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11. 

Hinsichtlich der Entwi"cklung der Dienstpostenzahl 

für Rich ter am Verwaltungse;erichtshof sei auf folgende Ta­
belle verwiesen: 

Jahr 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Dienstpos tenentv.'ickl1.L"'1r; bejm Ver'::al tun�s�richtshof 
hinsichtlich des richte�lichen Personals �970 -1976 

Senatspräsidenten Hofr äte Hofräte Gesamt 1) 
Stand.Gr" 6 Stand.Gr.6b StandcGr.!2 

7 152 122 
36 

? 152 122 
36 

7 152 122 
36 

7 15
2 13 38 

? 16 13 38 

7 16 133 40 

8 16 143 42 

1) Einschließlich Pr äsident und Vizepräsident 

2) Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarfs ein 
Dienstposten 

3) Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarfs zwei 
Dienstposten 

Die Tabelle zeigt, daß seit 1972 eine Vermehrung der 

zur Verfügung stehenden richt erlichen Dienstposten um mehr 

als 15 % eingetre ten ist. Diese Dienstpostenentwicklung kann 

wohl als· befriedigend angesehen werden. 

III. 

Unter Punkt 1/3 seines Tät igkeitsbericht es weist der 

Verwaltungsgerichtshof auf den Umstand hin, in den letzten 

Jahren sei die Zahl qualifizierter Bewerber um einen Rich­

terposten beim Verwaltungsgerichtshof immer geringer ge­

worden, insbesondere sei die Zahl der. Bewerbuu8en von Per­

sonen, die eine Berufss.tellung in den Ländern bekleiden, im 

abnehmen. Den Grund hiefür sieht der Verwaltungsgerichts-

hof darin, daß "die Funktion eines ·R{chters·an einem Höchst­

gericht unter den gegebenen dienst- und besoldungsrechtlichen 

Verhältnissen �ehiger attrak�iv gegenüber bisher bekleideten 

Funktionen" sei. 

.. 
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Was die Berufung von Personen, die in den Ländern 
bedienstet sind, anlangt, 50 sind die aufgezeigten Schwierig­
keiten nicht" auf den Verwaltungs gerichtshof beschränkt. Auch 

"der Einberufung von im Bereich der IJänder tätigen Bundesbe­
diensteten in die ZentralstelIen treten gleiche Schwierig­
keiten entgegen. Bei der Besetzung des Obersten Gerichts­

hofes mit Richtern aus den Bundesländern konnte die gleiche 

Erfahrung gemacht "werden. Dafür sind allerdings nicht so 

sehr besoldur�srechtliche Gründe maßgebend, obwohl sie im 
Einzelfall eine Rolle spielen mögeu. Dies zeigt sich ins­

besondere beim Obersten Gerichtshof, denn einerseits ist 

hier das Problem einer besseren Besoldur..g einer anderen Ge-

. bietskörpersc�aft nicht gegeben, andererseits ist der Be� 

zugs gewinn durch die Bestellung zum Richter" beim Obersten" 

Gerichtshof in der Regel e�n wesentlich größerer als bei 

der Einberufung eines Verwalttmgsbeamten zum Richter am Ver­

waltungsgerichtshof. Es darf daher nicht übersehen werden, 

daß vor allem familiäre Momente der Einberufung aus den Bun­

desländern nach Wien im Wege stehen. Es ist für den Bewerber, 

sei es für eine Zentralstelle, sei es für den Obersten Ge­

richtshof oder für den Verwaltungsgerichtshof nur schwer mög­

lich in Wien eine angemessene Wohnung zu erhalten, jedenfalls 
" sind damit "aber in der Regel wesentlich höhere Außrendungen 

erforderlich. Dazu kommt, daß viele Personen nicht aus ihrer 

vertrauten Umgebung herausgerissen werden wollen. Für Fami­

lien mit Kindern ist außerdem ein Schulwechsel verbunden. " 

Alle diese Umstände lassen es verständlich erscheinen, daß 

vielfach eine Übersiedlung nach 1ilien nicht in Erwägung ge­

zogen wird. 

Es kann jedenfalls festgestellt werden, daß für die 

Schwierigkeiten, Personen, die in den Bundesländern be­

schäftigt sind, zum Verwaltungsgerichtshof als Richter ein­

zuberufen, nicht allein besoldungsrechtlicher Natur sind. 

Deshalb wäre auch mit besoldungsrechtlichen Maßnahmen in 

dieser Hinsicht nichts getan. 

Im einzelnen schlägt sodann"der Verwaltungsgerichtshof 

ein Sofortprogramm für die Erhöhung der Bezüge der Richter 
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dem Verwaltungsgerichtshof vor. Dazu ist zu bemerken: 

Gegen eine iinderung des B ezugsansatzes der Dienstzulage 

der Standesgruppe 5 und Verlcürzunß der Wartezeit von 7 

auf 4 Jahre zum Erlangen der Standesgruppe 6b spricht der 

Umstand, daß schon mit der bisherigen Besoldung, insbe"": 

sondere durch das Erlangen der Standesgruppe 6b - ein 

Rich ter des Verwaltungsgerichtshofes bezugsmäßig besser 

gestellt ist als vergleichbare Akademiker in einer lei­

tenden Ul1d verantwortlichen Stellung bei einer Zentral­

behörde. Dazu kommt noch, daß mit aer unterschiedlichen 

Bemessung der Verwaltungs zulagen gem?B § 30a Abs.1 Z 3 

GG 1956 für die Richter des Verwaltunssgerichtshofes 

einerseits und der leitenden Verwaltungsbeamten anderer­

seits eine neuerliche Besserstellung der Richter des Ver­

waltungsgerichtshofes eingetreten ist, die zu vergröBern 

nicht gerechtfertigt waree 

Grundsätzlich muß in diesem Zusammenllang - unabhängig 

von budgetmäßi8e n Vb erlegungen - festgestellt werden, daß 

die Besoldunß der Richter des Verwaltungsgerichtshofes nicht 

losgelöst von der Besoldthig der übri gen Richterschaft und 

des öffentliches Dienstes im allgemeinen gesehen werden kann. 
Jedenfalls wären besoldungsrechtliche Sondervorschriften für 

die Richter beim Verwaltungsgerichtshof auf Grund der damit 

verbundenen Beispielsfolgerungen unangebracht und. verfassungs­

rechtlich überdies unter dem Gesichtspunkt des Gleichhe its­

satzes problematisch. 

IV • 

Der Tätigkeitsbericht des Verv:al tungsgerichtshofes weist 

unter Punkt I/4 abermals auf die seiner Meinung nach diskr�i­

nierende Behandlung der Richter des Verwaltungsgerichtshofe s 
im Verhältnis zu den Mitgliedern des

·
Verfassungsgerichtshofes 

hin. Es sei dazu abermals darauf hingewiesen, daß die Richter 

des Verwaltungsgerichtshofes Bundesoeamte sind, w�end die 

Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes in dieser ihrer Eigen­

schaft in keinom Dienstverhältnis Z� Btllld stehen. In übrigen 
wurde diesem Umstand � Rahmen der gegebenen Rechtslage durch 

eine extensive Auslegung d.er Bestirruuungen des § 30a Abs.1 Z 3 
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GG 1956 hinsichtlich der Gebührlichl�eit einer solchen 
Verwendungszulage und durch eine im Vergleich zu·Be­
diensteten ander'er Besoldu!lßsgruppeI;l seIrr großzügie;en 

Bemessung der bereits oben genannten Verwendungszulage 
Rechnung getragen. 

V. 
Unter Punkt II/1 seines Tätigkeitsberichtes weist 

der Verwaltungsgerichtshof darauf hin, als Mangel im 

Rechtsschutzsystem sei festzustellen, ltdaß in Ange­
legenheiten, die yon der Zuständigk0it des Vervraltungs­
geri?htshofes ausgeschlossen sind, insb�sonderc in sol-

. ehen des Art. 133 Z 1 und 4 des Bundes-Verfassungsge­
setzes, einer Beschwerde gegen das Untätigbleiben einer 
Verwaltungsbehörde vor dem Verwaltungsgerichtshof der 
Erfolg versae;t bleiben muß". Der Verwaltungsgerichtshof 
sieht eine Lösungsmöglichkeit dieses Problems darin, daß 

entweder eine entsprechende Zuständie;keit des Verwal­
tungsgerichtshofes ausdrücklich begründet werde, oder dem 
Verfassungsgerichtshof die Zuständigkeit zur Entscheifrang 
über Säumnisbeschwerden in solchen Fällen eingeräumt wird. 

Die vom Verwaltungsgerichtshof aufe;ezeigte Rechts­
schutzlücke besteht, wenn man davon ausgeht, daß überall 
dort, wo in der Verwaltung die Anrufung eines der Gerichts­
höfe des öffentlichen Rechtes ausgeschlossen ist, von einer 
Rechtsschutzlücke gesprochen werden kann. Hinsichtlich der 
Vorschläge des VerVlaltungsgerichtshofes ist im besonderen 
folgendes zu bedenken: 

1. Die Begründung einer Zuständigkeit des Verwaltungs­
gerichtshofes für derartige Fälle ist unter dem Gesichts­
punkt zu betrachten, daß gemäß § 42 Abs.4 Verwaltungsge­
richtshofgesetz 1965 bei weiterer Säumigkeit der Verwal­
tungsbehörde der Verwaltungsgerichtshof in der Sache selbst 
zu entscheiden hat. Über den Umweg einer Säumnisbeschvlerde 
käme demgemäß der Verwaltungsgerichtshof in die Lage auch 
in Angelegenheit, die von.seiner Zuständigkeit gemäß Art.133 

B-VG au�geschlos8en sind, eine Sachentscheidung zu treffen. 
. 

. 
Eine derartige Lösung wäre daher mit einem gewissen inneren 
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Widerspruch belas�Ge"t und wäre mit der hinter Art. 133 
B-VG stehenden, mit dem Ausschluß der ZuständiGkeit des 

Verwaltlmgsgerichtshofes zusammenhängenden rechtspoli-­

tischen Absicht kaum vereinbar. 

2. Die Fr'witerune; der Kompetenz des Verfassungsge­

richtshofes zur BehandlUl1g von Säumnisbesch�orden in jenen 

Angelege�heiten, die von der Zuständigkeit des Verwaltungs­

gerichtshofes ausgenommen sind, würde zunächst eine weitere 

Belastung dieses Gerichtshofes des öffentlichen Rechtes be­

deuten. Angesichts des Umst��des, daß derartige Fälle rela-

tiv selten sind, kann vielleicht diesem Argument nicht allzu­

große Bedeutung beigemessen werden, es ka.-rm aber auch nicht 

in einer rechtspolitischen Betrachtung tUlbeachtet bleiben. 

Darüberhinaus ist aber zu beachten, daß der Verfassungsge­

richthof bei Bescheidbeschwerden grundsätzlich nur die Ver­

letzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte wahrzu­

nehmen hat. Es könnte als systemgemäß nur eine Säumnisbe­

schwerde zugelassen werden, die sich auf die Behaup��g der 

Verletzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte 

stützen kann. Eine solche Verletzung kann nun offenbar nicht 

einem Bescheid angelastet werden, weil ein solcher �olge 

Säumnis der Behörde nicht ergangen ist. Wollte man im bis­

herigen System bleiben, so müßte man in der Säumnis der Be­

hörde selbst die VerletzU11g eines verfassungsrechtlich ge­

währleisteten Rechtes erblicken. Im Hinblick auf die Rechtspre­

Chung des Verfassungsgerichtshofes, \'lonach das Recht auf ein 

Verfahren vor dem gesetzlichen Richter (Art�83 Abs.2 B-VG) 

dann verletzt w"ird, wenn eine Behörde zu Un:!:'echt die Zuständig­

keit zu einer Sachentscheid��5 beansprucht hat, ließe es als 

denkbar erSCheinen, auch die Ablehnung der Ausübung einer Zu­

ständigkeit als Verletzune dieses Rechtes anzusehen. Das würde 

aber bedeuten, daß zwischen der Säumnisbesch'llerde an den Ver­

waltungsgerichtshof nach Art. 132 B-VG und der einzuführenden 

Säumni�beschwerde vor den Verfassungs gerichtshof nach unter­

schiedlichen Rechtsv-erletzungen nicht mehr unterschieden.wer­

den können. Ei�e starke Ver.'lischung der· Zuständigkeitsabgren-
" . 

zungen zwischen den beiden Gerichtshöfen des öffentlichen 

Rechtes wäre die ffolge. 
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Hält man sich den vorstehenden Gedankengang vor 
Augen, so wäre auch eine Einschränkung der Möglichkeit 
einer Säumnisbeschwerde an den Verf&ssU1�sgerichtshof 
auf jene VOll der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts­
hofes nach Art. 133 B-VG ausgeschlossenen Angelegenheit 
wenig systematisch. 

Unabhängig von den bisherigen Ausführ-üngen soll 
aber die vom Verwaltungsgerichtshof aufgeworfene Proble­
matik einer eingehenden Prüfung unterzogen werden. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, dfu� im Rahmen der be­
absichtigten Neukodifizierung der Verfahrensgesetze der 
beiden Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts eine Lösung 
dieses Proble�s gefunden werden kann. 

VI. 

Unter Punkt 11/2 seines Tätigkeitsberichtes hat der 
Verwaltungsgerichtshof neuerlich auf die Frage der Ent­
wertung von Briefmarken Bezug genommen. Das Bundeskanzler­
amt-Verfassungsdienst hat diese Bemerkungen mit Note vom 
25. April 1975, GZ 601 459/1-VI/1/75, dem Bundesministerium 
für Verkehr mitgeteilt. 

Die Generaldirektion für die Post- und Telegraphen­
verwaltung nahm die Bemerkungen des Verwaltungsgerichts­
hofes zum nochmaligen Anlaß, d ie einzelnen Post- und Te.le­
graphendirektionen zu beauftragen, die in Betracht kommen­
den Bediensteten auf die genaue Einhaltung der Bestimmungen 
der Postvollzugsordnung I bezüglich der Poststempelaufdrucke 
auf Einschreibesendungen anzuweisen. In Anbetracht der hohen 
Zahl der von der Post beförderten Einschreibesendungen (im 
Jahre 1974 waren dies über 25 Millionen) kann aber trotz der 
Instruktionen an die Bediensteten nicht ausgeschlossen wer­
den, daß es in. Einzelfällen auch künftig zu Mißständen kommt. 

Vll. 

Zu der unter Punkt 11/4 A) des Tätigkeitsberichtes des 

Verwaltungsgerichtshofes enthaltenen Anregung hinsichtlich 

der Berücksichtigung von Funktionen in der Österreichischen 

Hochschülerschaft bei der Zuerkennung von Begabtenstipendien 
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ist auf § 13 Abs.4 und 5 des Hochschülerschuftsgesetzes 

1973, BGBl.Nr. 309/1973, zu ver\·.reisen, die folge nde s  be­

stimmen: 

n(4) Zeiten als Studentenvertreter sind bis zu.rn Höchst­
ausmaß von vier Senestern zur Erlangung von Studienbe ihilfe n 
und Begabtenstipendie n  nach dem Studienförderungsgesetz nicht 
in die darin vorgesehene höchstzulässige Studienzeit einzu­
rechnen • • • • •  

(5) Die Tätigkeit als Studentenvertreter ist ehrenamt­
lich. Studentenvertreter haben Anspruch auf Ersatz des ihnen 
aus ihrer Tätiskeit erwachse nden Auf·wancLes. Studenten"'\Ter­
tretern kan....'1. im Hinblick auf' dj.e BedeutuD 2: der Funl.;:ticn und 
die große zeitliche Belastung duy'ch B eschluß des Zentralaus­
schus ses bzw. des zuständie;en Eo.uptausschusses eine laufende 
pauschalierte Entschädigung gewährt werden. Derartige Be­
schlüs se bedürfen der Genehmigung des Bunde sministers für 
Wissenschaft und Forschw.1g. 11 

Aus den zitierten Bestimmungen ergibt sich, daß ex 

lege der bes�nderen Belastung durch die Tätigkei"c als Funk­

tionäre der Österreichischen Hochschülerschaft was die Ge­

währung von Begabtenstipendien anlangt b ei Erfüllung der 

sonstigen Voraussetzungen (günstiger Studienerfolg, soziale 

Bedürftigkeit) zeitlich Rechnunß getragen wird. Auch wird 

der eventuelle finanzielle Ausfall dadurch zu kompensieren . 

versucht, daß die PauschalierU11g im Sinne des § 13 Abs.5 
des Hochschülerschaftsgesetzes mit einer durchschnittlichen 

Höhe der Studienbeihilfe angenor�1.inen wird. 

Eine wei te.rgehende Begünstigung von Fun.,1{tionären der 

Ös terreichisch en Hochschülerschnft �ürde eine sachlich nicht 

gerechtfertigte Privilegierung gegenüber anderen Werkstuden­

ten (u.a. auch Mitarb eitern im Lehrbetrieb im Sirme des § 23 

Abs . 2 UOG, BGBI.Nr. 258/1975) bedeuten. 

Hinsichtlich der Bemerkungen unter Punkt 11/4 B) des 

Tätigkeitsberichtes des Verwaltungsge richtshofes , die an 

das Erkenntn is vom 7. November 1974, Zl. 1341/74 anknüpfen, 

ist darauf zu verweisen, daß § 21 Abs.1 lit. b bis e Studien­

förderungsgesetz , BGBl.Nr. 421/1969, auf objektive Y�iterien 

abstellt. In der Konstruktion des _�spruch0s auf Studien­

beihilfe ist die Bedingung, eine bestimmte Studienleistung 

zu erbringen, enthalten. Es handelt sich hiebei um eine au.f­

lösende Bedingung, an deren Eintritt die Rückzahlungsverpflich-

III-27 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)8 von 43

www.parlament.gv.at



- 9 -

tung geknüpft i2it. 

Hinter dieser Regelung steht die Uberlegung', daß 

Zweck der Studienförderung eine. Leistung (IIVorleistung") 
des staates als Starthilfe für den Studierenden im Sinne 
der Verwirklichung des Prinzipes der Chancengleichheit 

ist. Die Eignung für das Studium muß sich erst innerhalb 

einer bestimmten Zeitspanne (zwei Semester) erweisen. Der 

Vorleistung des Staates muß eine bestimmte Stlldienleis­

tung des Studenten entsprechen, da -jeder ohne Erfolg 

Studierende die Allgemeinheit belastet. SubjektivffiEle­

ment in dieser Konstruktion ist die Berücksichtigup� per­

sönlicher Momente hinsichtlich der :A.bwendu.ng der Rück­

zahlungsverpflichtung durch die Erbringung von Minimal­

nachweisen (§ 18 lit.a StudFG) über Lehrveranstaltungen 

im Sinne des § 16 Abs.1 lit.a, c, d, e und f des Allge­

meinen Hochschulstudiengesetzes, BGBl.Nr. 177/1966. Da 

davon auszugehen ist, daß der Student eine kontinuier­

liche Stlldienleistung erbringt, muß er während der ersten 

beiden Semester ausreichend Gelegenheit zu� Nachweis im 
Minimalausmaß gehabt haben. Dies ist insbesondere im Fal­

le des vom Verwaltungsgerichtshof zitierten Erkenntnisses 

zu beachten, da die Krankheit erst nach Beendigung der 

ersten beiden Studiensemester ausgebrochen ist. Für den 

Fall, daß die Krankheit während der Zeit des Bezuges der 

Studienbeihilfe auftritt, würde § 19 Abs.1 bzw. § 20 Abs.1 

lit.c StudFG (Rrulen oder Erlöschen des Anspruches) zum 

Tragen kommen, wodurch aber die Rückzahlungsverpflichtung 

gemäß § 21 Abs.1 li t. c StudFG für die bisher empfanEenen 

Beträge erhalten bliebe. Ein Abgehen von der Rückzahlungs­

verpflichtung für den Fall der Krankheit könnte zu Miß­

brauch führen, da den Studienbeihilfenbehörden keine aus­

reichende Kontrollmöglichlceit zur Verfügung steht, ob die 

Krankhei t später geheil t vlird bzw. nicht so gravierend war, 

daß der Nachweis im Sinne des § 18 lit. a S1.iudFG keines­

falls erbracht werden konnte. 
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VIII. 

Die Bemerkungen des Verwaltungsgerichtshofes unter 

Punkt 11/5 seines Tätigkeitsberichtes haben das Bundes­

kanzleramt-Verfassungsdienst veranlaßt mit Rundschrei­

ben vom 9. Mai 1975, GZ 601 457/3-VI/1/75 alle Bundes­

ministerien und alle J�ter der Landesregierungen mit der 

Bitte, auch die nachgeordne ten Behörden entspre chend zu 

informieren , auf die Regelungen über die Geltendmachung 

der AUfwanQersätze hinzuweisen . 

IX. 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

beabsichtigt, eine abermalige Novellierung des Weinge­

setzes vorzuschlagen, die auch eine jeden Zweifel aus­
schließende Fassung der in Betracht kommenden Bestimmungen 

des Weingesetzes 1961 enthalten soll. 

x. 

Hinsichtlich der Bemerkungen tUlter Puclct Ir/? des 

Täti�{eitsberichtes des Verwaltungsgerichtshofes ist a uf 

folgendes zu verweisen: 

Der Verfassungsgerichtshof hat im Verfahren zu G 19/74, 

in dem auf Antrag des Verwaltungsgerichtshofes die Verfas­

sungsmäßigkeit des § 16 Abs.3 des Wiener Gebrauchsabgaben­

gesetzes zu prüfen war, diese GesetzesbestimflUDg im Erkennt­

nis vom 5. Dezember 1974 nicht als verfassungswidrig aufge­

hoben. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat daraufhin die Einleitung 

eines Ges etz esprüfungsverfahrens über den § 17"VstG 1950 be­

antragt. Zu dem daraufhin vom Verfassungsgerichtshof einge­

l eiteten Gesetzesprüfungsverfahren zu G 37/75 hat die Bun­

desregierung auf Grund ihres Beschlusses vom 14. Jänner 1976 

eine Äußerung abgegeben. 

Es besteht die Absicht, den Ausgang des vor dem Verfas­

sungsgerichtshof anhängigen Gesetzesprüfungsverfahrens abzu.­

warten, bevor allenfalls gesetzgeberische Maßnahmen in die 

Wege geleitet werden. 
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XI. 

-Im Hinblick auf das Bundesecsetz vom 17. Dezember 1974, 

BGBl.Nr. 774a, mit dem § 41 Abs.2 des Pensionsgesetzes authen­

tisch ausgelegt wurde, und das Erkenntnis des Verfassungsge­

richtshofes vom 5. Dezember 1975, B 98/75, B 169/75, B 229/75, 

B 245/75, daß alle verfassungsrechtli.chen Bedenken, die gegen 

dieses Bundesgesetz vorgebracht worden waren, zerstreut hat, 

besteht kein Anlaß auf die Ausführur�en des Tätigkeitsberichtes 

über die Probleme der Gesetzesauslegung im Zusammenhang mit 

der Pensionsautomatik näher einzugehen. 

-Beilagen 

'. ; , 

9-. April 1976 
Der Bundeskanzler: 

/ \ 
::/ v' /' \ _/ l /t/ 
t I {/ 

.. 
:/ � I 

.: I 

I : 
I i 
./ 

I 
i 
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" I 

Ra 11/75 
6 

B e r i c h t 

Die Vo l lver sammlung des Verwal tungsgerichtshofes hat in 

ihrer Sitzung vom 3 .  März 1975 gemüa § 20 im Zu sammenhalt mit 

§ 10 Abs. 2 l itt d VwGG 1965 fo lgenden Bericht beschl o ssen: 

"Im Jahre 197 4  wurden 2348 Be schwerde n un·} Anträge au f 

Zuerkennung der au fs chie benden Wirkung einge bracht . Im gl eichen 

Zeitraum wurden 2116 derartige Re chtssachen er ledigt. Damit 

hat sich die Zahl der Beschwerde fä l l e  um 232 erhöht . 1951  Be­

schwerde ange l egenheiten wurden in nichtöf fentlicher Sitzung und 

165 in öffentlicher mündlicher Verhandlung einer Erl edigung zu­

ge führt . 

Im Berichtsjahr hat der Verwaltung sgerichtshof 8 Sitzun­

gen verstärkter Senate und 8 VOll versammlungen abgehalte n . 

Mit Ende de s J ahres 197 4 sind 1 23 8  Beschwerden anhängig 

verblieben .  Von die sen sind 109 3  im Berichtsjahr einge bracht 

worden .  145 der anhängigen Besc hwerden sind vor mehr als einem 

Jahr ange fal l en .  Be s ondere Umstände , wie z. B .  Anträge an den 

Verfassungsgerichtshof, Anrufung verstärkter Senate , notwendige 

Sachverha ltsfest ste l lung in den Fäll en der Säumnisbesohwerde, 

standen einer früheren Erl e digung entgege n .  

I .  

1) Besorgung der J u stizverwa ltungsange l egenheiten 

I n  den Tätigkeitsberichten für die Berichtsj ahre 197 2  

und 1 9 7 3  hat die Vo l lver samml ung de s Verwal tungsgericht sho fes 

die GrUnde darge l egt, aus denen die bestehenden einfachgesetz­

l ichen Rege l ungen auf dem Ge biete der Besorgung der Justizver­

wa ltungsange l egenheiten de s Verwal tunasgericbtsh o fe s der ver-
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fassungsgesetzlich vorgegebenen Rechtsstellung des Verwnl­

tungsgerichtshofes nicht gerecht werden. Der Verwaltungsge­

richtahof hat daher ebenso wie der Vertassungsgerichtshof 

seiner Meinung Ausdruck verliehen, daß unbeschadet der den 

obersten Organen der Vollziehung bezüglich d�r Erstattung von 

Vorschlägen fUr die Ernennung zu Richtern bzw. von Richtern 

in höhere Standosgruppen zusteh�nden Aufgabenauf d�m Gebiete 
des Personals-, des Haushaltsweseno und der inneren Organi­

sation vom Verwaltungsgerichtshof die Juotizverwaltung �uf 
diesem Gebiet eigenverantwortlich auf G rund der bestehenden 

Gesetze zu besorgen ist. 

Rochtsvergleichende StUdien, die in de� Berichtsjahr ab­

geschlossen werden konnten, haben gezeigt, daß 1m Ausland 

weitgehend diese unabhängige Besorgung der Justizverwaltungs­

angelegenheiten besteht bzw. dort, wo 8ie noch nicht besteht, 

BemUhungen in gleicher Richtung wie beim österreichischen Ver­

waltungsgerichtshof entwickelt worden sind und entwickelt 

werden. HierUber hat der Präsident des Verwaltungsgericht�hofes 

den Bundeskanzler unter Anfügung der einschlägigen ausländi­

schen Rechtsquellen und sonstiger Unterlagen in Kenntnis ge­

sotzt. 

Die Vollversammlung ist der Ansicht, daß die von ihr in 

den vergangenen Jahren gemachten Anregungen, die bei Zustande­

kommen des Bundesministeriengesetzes, BGBl. Nr. 389/1973, nicht 

in der ursprünglich in Aussicht genommenen Weise verwirklicht 

worden sind, in einer den Vorstellungen der Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechts entsprechenden Weise verwirklicht werden 

sollten. Gerade die Tatsache, daß die verfassungsgesotzlich 

aUfgegebene Kontrollfunktion den Verwaltungsgerichtshof in 

sachliche - keineswegs subjektiv motivierte - Gegensätze zu 

anderen Organen zu bringen in der Lage ist und auch 1m Berichts­

jahr gebracht hat, ist ein Argument mehr dafür, diese von den 

Gerichtshöfen des öffentlichen RechtB'� langjährig geltend ge­
machten Vorstellungen durch den Verfassungsgesetzgober zu ver­

wirklichen, wobei diese Tätigkeit justizverwaltungsmäßiger Art 

der gerichtlichen Kontrolle durch Ver1assungsgerichtshof und 

Verwaltungsgerichtshof unterliegt. 
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2) Die neuen Aufgaben des Verwaltungsgerichtshofes und 

§lch,rstellung der erforderlichen Zahl von Senats­

präsidenten und Räten 

Insbesondere die Gesetzgebung des Bundes, und zwar so­

wohl die Verfassungsgesetzgebung �16 auch die einfache Gesetz­

gebung,habon im Berichtsjahr dem Verwaltungsgerichtshof neue 

Aufgaben übertragen. Dazu gehören insbesondere solche Sachge­

biete, die sowohl vom Verwaltungsgerichtshof als auch vom Ver­

fassungsgerichtshof in den Tätigkeitsberichten der vergangenen 

Jahre als der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle dringend be­

dUrftig bezeichnet worden sind. Beispielsweise seien hier die 

Disziplinarangelegenheiten der Bediensteten des Bundes, der 

Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände erwähnt, die 

zufolge der Ausnahmebestimmung des Art. 133 Z. 2 B-VG bislang 

von der Kontrolle durch den Verwaltungsgerichtshof ausgeschlos­

sen waren. Diese Ausnahmebestimmung ist durch Art. I Z. 37 der 

Bundes-Verfassungs6esetz-Novelle 197 4, BGBI. Nr. 444, mit Wirk­

samkeit vom 1. Jänner 197 5  beseitigt worden. Ebenso ist nun in 

Angelegenheiten der Bodenreform, soweit hierüber in letzter 

Instanz Landesagrarsenate bzw. der Oberste Agrarsenat zu ent­

scheiden haben, durch Art. I Z .  5 der Agrarbehördengesetz-No­

velle 197 4, BGBI. Nr. 476 , mit Wirksamkeit vom 31. August 197 4  

die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ausnahmslos fUr 

zulässig erklärt worden. 

Darüber hinaus hat das Rundfunkgesetz vom 10 . Juli i97 4, 

BGBI. Nr. 397 ,  in § 30  Abs. 2 gegenüber Entscheidungen der 

Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes gemäß § 29 Abs. 2 

eine von der Sache her beschränkte Kontrolle des Verwaltungs­

gerichtshofes etabliert. Im übrigen ist das durchaus zu billi­

gende Bestreben wahrzunehmen, daß der Gesetzgeber in verstärk­

tem Maß von der Möglichkeit Gebrauc� macht, gegenüber den be­

stehenden Kollegialbehörden nach Art. 133 Z .  4 B-VG ausdrück­

lich die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof für zulässig 

zu erklären. 
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Di e se dem Verwaltu ngsgerichtshof zum Te i l  i m  Ber i c h t s­

jahr bere i t s  übertrage ne n  Au fgaben bzw. mit 1, Jänner 1975 au f 

den Ve rwal tung sgeric ht shof neu zugekom�e nen Befugni sse erfor­

der ten e s ,  e i ne Rei he von Aktivitäten zur S i cherung de s klag­

lo sen Funkti onieren s  de r Rechtsprechung im Berichtsjahr u nd i n  

Vorschau fUr die kommenden Jahre in Angriff zu nehme n. Gerade 

di e Schwier i gkei t der dem Verwaltungsgerichtshof neu zufallen­

den AUfg aben u nters tre i c h t , w i e sehr es unerläß l i ch i st, ni cht
· 

nur der Quanti tä t , sondern auch der Quali tät nach e i n  Richter­

ko l leg i um im  Verwaltungsgeri chtshof zu f inden ) das mit den 

vorzUgli c hst ge ei gnete n  Persone n besetzt i st .  

Gemäß Art. 134 Abs. 1 B-VG i st de m Verwaltungsgerichts­

hof d i e  e rforde r l iche Zahl von Di e nstp osten.verfassu ngsre cht­

lich garanti ert . Re c htsakte, d i e  i hm di ese " e rforder li che Zahl" 

vorenthalten, wären  mi t dem Vorwurf der Verfas su ngsw i dri gkei t 

beha f t e t. 

Demgemäß hat der Verwa l tungsger i c h t shof be i Ers t e l lung 

de s Entwurfe s e ines Di e nstp oste np lane s  fUr 19 75  der Ve rwa ltu ng 

gege nUber m i t  Nac hdruck e i ne Vermehrung der D i e nstp o s ten , u nd 

zwar sowohl der D 1 e nstpo s ten der Stande s gruppe 6 der Ri c h t e r  

( Se na t spräsi de nten ) als auc h  der Stande sgruppe 5 d e r  R i c h ter 

( Hofrä t e ) und der Be dien s t e ten i n  der Verwaltung angeme l de t. 

Hi e b e i  hat er si c h  a nge s i ch ts der a llge me i ne n' staatsfi nanzi e lle n 

Lage und der Notwend�il.ten., d ie im Zusamme nhang m i  t der Arbe i ts­

zei tverkürzu ng in Ersche i nu ng ge treten si nd, größ te Zurüc khal­

tung aufe r l eg t, hi ebe i aber w i ederho l t  unters treic hen mü s s�n, 

daß entgegen den im  Bere i ch der Ve rwaltung be s te henden :Gegeben­
heiten, die ohnehin gegenüber der Geri ch t sbarke it mit verhä l tni s­

mäßig größerem Per s ona l s tand au sge s ta t te t ist u nd Mögli chkei te n  

ha t, d i e  der Ger i c h t sbarke i t  im  Hi nbli ck auf den Grundsatz der 

Unab s e tzbarkelt u nd Unve r s e t zbar ke1 t und das Pri nzip der fe s teü 

Ge s chäf t s ve r te i l ung n i c h t  zur Verfügung stehen, die von ihm 

ge l tend gemac hten Forderungen auf Personal ve rmehrung e in Mini mtm 

darste l le n , um e i nem klaglose n und raschen Funk t i oni eren d e r  

Ger i ch t s barkeit und der zeitgere c hten Gewährung de s Rec ht s­

sc hu tze s en tspr e chen zu können . 

I 

.) 
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In d1e�er ersten Phase der Beratungen war den Bemühun­

gen des Verwaltungsgerichtshofes ein nur bescheidener Erfolg 

gelungen, indem lediglich die Vermehrung um den Dienstposten 

eines Richters der Standesgruppe 5 und eines Dienstpostens 

des Entlohnungsschemas I Entlohnungsgruppe a von Regierungv 

wegen in Aussicht genommen wurde. 

Die im So er 1974 kundgemachten eing ngs erwähnten 

Rechtsvors�hriften verlangten begreifliche eise die Entwick­

lung von tiberlegungen hinsichtlich der Gostaltung des Dienst­

postenplanes für 1975, zumal die vom Verwaltl�Dgsgericbtshof 

angestellten Ermittlungen über Art und Zahl der voraussicht­

lichen jährlichen Beschwerden ein Bild gezeigt haben, das eine 

Neuverteilung der Geschäfte innerhalb des Verwaltungsgerichts­

hotes durch Einrichtung von zwei neuen Senaten als notwendig 

erwies. Gegenüber der vom Verwaltungsgericbtehof aus diesem 

Titel gestellten Mehranforderung von einem weiteren Dienst­

posten eines Senatspräsidenten und vier Dienstposten der Stan­

desgruppe 5 der Richter und 3 Dienstposten des Entlohnungs­

schemas I Entlobnungsgruppe a hat die Bundesregierung sich 

unter Einrechnung der im vorangegangenen Absatz angeführten 

in Aussicht genommenen Erhöhungen nur zur Vermehrung des Dienst­

postenstandes gegenUber 1974 um insgesamt zwei Dienstposten der 

Standesgruppe 5 der Richter und einen Dienstposten des Ent­

lohnungsschemas I Entlohnungsgruppe 8 imstande·gesehen • .  

Der Verwaltungsgerichtshof hat in voller Würdigung der 

Argumente der Bundesregierung für eine restriktive Personal­

politik schließlich einen sachlich gebotenen Antrag fUr i975 
angemeldet, wonach insgesamt zwei weitere Dienstposten yon 

Senatspräsidenten und drei weitere von Richtern der Standes-
........... 

gruppe 5 und insgesamt zwei Dienstposten des Entlohnungsschemas I 

Entlohnungsgruppe n angemeldet worden sind. Die Bundesregierung 

1st demgegenUber bei ihrem, dem Nationalrat vorgelegten Entwurf 

des Dienstpostenplanes davon ausgegangen, daß eiDe Vermehrung 

von bloß zwei Dienstposten der Standesgruppe 5 der Richter und 

eines Dienstpostens des Entlohnungsschemas I Ent lohnungsgruppe a 
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im J ahre 1975 genüg en wUrde , we i l  ers t  im Laufe d i e s e s  J ahr e s  

der neue Wirkung sbere i ch de s Verwal tung s g eri ch t sho f e s  i m  v o l len 

Au smaß s i ch auswirken würde . D i e sem Vorschlag der Bunde sre g i e­

rung i s t  der Nat i onalrat mi t dem Bunde s finanzg e se t z  für das 

Jahr 1975 , BGBl . Nr . 1/ 197 5 , g e fo lg t .  Di e Bunde sreg i erung ha t 

zwar dem Verwal tung sgeri cht sho f geganUber d i e  Erk lärung abg e­

ge ben , daß dann , wenn der Arbe i t sanfa l l  de s Jahre s 1975 , wi e der 

Verwal tung sger i ch t sho f erwar te t ,  s tark an s te igen s o l l te , di e s er 

Ums tand b e i  der Ers te l l un� de s D i e n s t p o s t anplane s für 1976 

berück s i chti g t  werden wUrde . Der Verwal tungsge � i cht sho f konn t e  

s i ch mi t d i e s er Erk lärung der Bunde sreg i erung n i cht ab f inden , 

we i l  der Personalmehrbedarf n i c h t  er s t  m i t  der Ge s e t z e swerdung 

der e ingang s erwähn ten Rec ht svor s c hr i f t e n  ents tanden i s t ,  son­

dern s c hon durch frühere l eg i s la t i v e  Maßn ahmen , wi e e twa durc h  

d i e  Er las sung der neuen Gewerbeordnung , d e s  Schu lunterrl c h t s­

g e s e tze s ,  der neuen abgabenrech t l i c hen Vorschri ften - um nur 

e inige Be i sp i e l e  zu erwähnen - ,  immer dr ingender g eworden i s t .  
Hi e zu kam , daß i n  der ers ten Häl fte de s Beri c h t sj ahres dre i  

Krä f t e  des Geri chtsho fe s durch g e sundhei t l i c he S c häden i n  i hrer 

Arbe i t skraf t  behindert waren.  

Wi e r i ch t i g  di e Be fürchtungen de s Verwa l tung sg er i ch t sho f e s  

1 m  Ber i c h t sj ahr waren , daß e r  m i t  dem vorhandenen Di ens tp o s ten­

s tand se l b s t  be i Aus schöp fung a l l er Arb e i t skräf te de s r i chter­

l ic hen Gremium s  b i s  zum al l er l e t z ten au f längere S i cht n i cht 

arbe i ten kann , z e i g t  di e Ta t sache , daß am Ende de s Ber i c h ts­

J ahre s e i n  Mi tg l i ed infolge e i ner schwere D  Krankhei t  au f mehrere 

Monate au s fä l l t .  

Der Ger i c h tshof häl t  e s  für s e i ne Pfl i cht , dafür zu sor­

gen , in d i e  Lage verse tz t zu werden , den i hm  g e s te l l ten Au f­

gaben so nachzukommen ,  daß der Re c h t s s c hu t z , und zwar auc h  h i n­

s i cht l i ch neuer Au fgaben ,  n i c ht durch e i ne we s en t l i che und b e i m  

g ege benen Personal s tand unverme i dl i che Verzög erung prak t i s c h  

in s e i n  Gegen t e i l  verkehrt wird . Insbesondere muß e s  das Bemühen 

s e i n ,  hins i ch t l i ch der neu hinzugekommenen Aufgaben mögl i ch s t  

rasch r i chtung swe i sende grundsät z l i che E n tsche idungen zu fä l len , 

um e s  der Verwa l tung zu ermö g l i chen , anhand di e s er Rech t sprechung 
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künf tig tätig zu werden und dadurch den Rechtsschu t z  zu be­

schleunig en und zu v erbilligen . Wird die ser vom Verwal tung s­

gerich t s hof immer beschrit tene We g gegungen , kann auch die 

Zah l der neu anfallenden Beschwerden in diesen Recht sgebie ten 

von v ornherein herabgemindert werden. 

� s  die s e n  Dar l egungen ergibt sich, daß die vom Ver­

wal tung s g e r i c b t sho f ges tell ten Min i ma l anträge auf V ermehrung 

der Die n s tp o s ten um e i nen Dien s tp o s ten eines Senat sprä sidenten , 

einen Dien s tp o s ten eines Hofrate s des Verwal tung s gerich t sho fes 

der S tandesgruppe 5 so�1 e zwei D1 enstpoaten von VB I/a für 

das Jahr 1 9 7 5  keine sweg s Uberhöht g eueseD sind . 

3) Das erford erliche rich ter lic he PerB o nal 

Währond i n  bere i t s  länger zurUck l i egend e n  Jahren sich 

um freigeword e ne R i ch terpo s ten e i ne gro ß e  Zahl von Interes sen­

ten beworben hat , ist in d e n  let zten J ahren die Zahl quali fi­

zier ter Bewerber immer geringer g eworden. Unt er den Bewerbern 

befand sich auch eine i mmer ge ringer werdende Zahl von Pers o­

nen , die eine Beru f 8 s t e l lung i n  den Ländern, i nsbesondere im 

Verwal tung s diens t der Länder ( Ar t .  134 Ab s .  3 B-VG ) , bekleide t 

haben . 

Diese Erscheinung i s t  nicht auf einoD Mangel sachlichen 

Intere s ses o der au f die Tat sache zurU c k z u fUhr e n , daß nicht 

Personen vorhanden wären, die die ver fas sungsgese t zlich aUf­

ges tell t en Er fordern i s s e  s owohl in sachlicher wie auc h in 

qualitat iver Hi n sich t erfUl len wUrde n ,  s o nd ern mehr o der weni­

ger aus schließ l ich auf Um stände , die die Funk t i on eines Rich ters 

an einem Höchs tgerich t unter den gege benen die n s t- und bes o l­

dung srech tlichen Verhältni s sen weniger at traktiv gegenüber 

bis her beklei deten Funktio nen ersc heinen läß t .  

Wennglei c h  der Verwa l tung s g er i c ht sho f sich durc h umfas­

sende I nforma t i on an die Zentra l ß t� l l en de s Bunde s ,  der Länder 

und s o n s tiger Rec ht s träger gewendet ha t, deren J�g ehöri g e  die 

gese tzlichen Voraus setzungen für da s Rich teramt am Verwal tun g s­

gericht s hof erfüll en kör. � ten , haben d i e se BemU�ungen au s den 

zuletzt genann t en Gründen verhältnismäßig gering en oder über­

haup t keinen Widerh� 1 1  gefunden . 
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' Da s i c h  i n  l e t z t e r  Ze i t  d i e  Fäl l e  mehrten , i n  denen 

Mi tg l i eder de s Gremiums i n  ihrer früheren S t e l lung als Ver­

wal tungebeamt e e i n  hö he r e s  Geha l t bezo een hat te n  a l s nach 

i hrer Ernennung zum R i c ht e r  de s Verwa l tungsger i ch t shofes und 

n i c h t  zu l e t z t  auch au s d i e sem Grund d i e Zah l  g e e i gne t e r  Be­

werber um D i en s tpo s ten al s Ri c hter de s Verwa l tung sger i c h t s ho f e s 

aU ffä l l i g  zurückgegangen i s t ,  s i e ht s i ch der Ger i ch t sho f ,  un­
be schade t  s e i ner Ak t iYi tät h i ns i c h t l i c h  der Verbe sserung der 

bes o l dungsre c h t l i chen S te l lung de r Ri chter des Verwal tung sge­

r i ch t shofe s ( vgl . dazu d i e Au s führungen im nachfolgenden 

Punkt 4 )  ve ran l aß t ,  der Bunde sregierung e in S o fo r tprogramm 

vorzu s c h l ag e n .  Nac h d i e sem 

a ) wäre bei Ernennung e i ne s Ri c h te r s  de s Verwal tung s­

geri cht sho fes i n  di e Stande sgruppe 5 d i e · zliei t e  

Di en s t zu l agen s tu fe  zu zuerkennen ; 
b ) wäre n  d i e  s ogenann ten Be fö rderung sr i cht l inien b e i  

Ernennung von Ri chtern de s Ve rwal tung s ger i chtsho fe s  
der Stande sgruppe 5 i n  d i e  Stande sgruppe 6b von 

d e r ze i t  7 J ah r e n  auf 4 J ahre herab zu se t zen. Nach 
dre i i n  der Stande sgruppe 6b zurtickge l e gten J ahren 

wären d e n  R i c h te rn d e s  Verwal tungsgeri chtsho fes  d i e  

Be zUge der S tande sgruppe 6 zu z u e rk e nn e n ,; 

c ) wär e  d i e  D i ens t zu lag en s tu fe der Sena t sprä si den t en 

um 5 % und nach drei a l s  S en at spräs i d en ten i n  der 

S tande sgruppe 6 zurückge legten D i e n s tj ahren um we i ­

tere 5 % zu erhöhen . 

D i e s e Maßnahmen mUß ten zur Ve rme i dung v o n  Verl e t zungen 

der Gl e i c hhe i t vor dem Ge se tz au c h  au f d i e  bere i t s e rnann ten 

Richter des  Verwal tungsgeri chtsho fes  der Stande sgruppe 5 ,  6b 

und 6 Anwe ndung f i nd e n . 

Darüber hinaus  könnte auch d i e  Erhöhung der D i en s ta l ters­

zU lage für Ri chter e r�o gen werden ' und d i e Gebühr l i chke i t  von 

Aufwand sent schädi gung gemäß § 20 Gehal tsgesetz  1956 in  d e r  Fas­
sung der 2 4 .  Geha l t sg e s e t z-Nov e l l e ,  BGBl . Nr . 2 1 4/ 197 2 ,  fUr 

a l l e  lti chter des Verw'al  tungsgeri cht sho fe s  in Au ss i cht  g e nommen 

werd e n . 
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Auch die Bemühungen , das Wohnungspro b l em für aus den 

Bundes ländern zu ernennende Richter zu erl ei chtern , haben boi 

den zuständigen Stel len keinen Er f o l g  gebracht . 

So l l  die Funktion des Rech tsschu tzes ef fektiv sein, muß 

der Verwa ltun gsgerichtsho f ständ i g  auch daf ür besorgt sein, 

daß geeignete Bewerber für die Besetzung der Dienstpo sten des 

Verwa l tungsgerich t sho fes vorhan den sin d . Er unterstreicht da­
ber die Notwefidigkei t der Verwirkli chung wenigstens diese s 

eben dargestel l ten So fortpro gramms , das unabhängig von der 

Neuregelung der besoldungsrechtlichen Stellung der Rich t er 

eines Höchstgerichtes so fort verwirk l ic ht werden so l l te .  

4 )  Dien stbezüge der Rich ter des Verwal tungsgerichtsho f es 

In den Tätigkei tsberichten für die Kalenderj ahre 1972  

und 197 3 wu rde berei t s  au fgezeigt, daß durch die Neuregelung 

der Gel den t schädigung der Rich t er des Verfassungsgerichtsho fes 

durch das Bund esgeset z  vom 9 .  J u l i  197 2 ,  BGBl . Nr . 275 , eine 

Diskrimin i erung der Richter des Verwaltungsgerichtsho fes ein­

getreten ist , weil eine im wesent l ichen gl eicharti ge und 

g l eichwertige Tätigkeit der hauptberu f lich tätigen Richter 

des Verwa l tungsgerich tsho fes wesentlich geringer ent l ohnt wird 

a l s  die nebenberu f l iche Tätigkeit der Richter des Verfassungs­

gerichtsho fes .  

O bwohl die Rich ter des Verwaltungs gerichtsho fes ebenso 

wie die des Obers ten Gerichtsho f� s  auch im Berichtsjahr die­

sen Umstan d und die d amit verbundene Au swirkung au f die Ge­

richtsbarkeit der beiden diskriminier ten Höchs tgerichte immer 

wieder beton t  haben, sind seitens der hieftir zuständigen 

Organe bisher keine entsprechenden Schritte eingel eitet worden. 

Schon o ben ( v gl .  unter I Z .  3 ) wurden k onkrete Anregun­

gen dargelegt , wie bis zu einer entsprechenden Neuregelu ng 

der Beso l dung der haupt beru f lich tätigen Rich ter der beiden 

genannten Höchstgerichte durch vor l äu fige Maß nahmen bis zu 

einem gewissen Grade Abhi l fe geschaffen we�den kö nnte. 
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5 ) Verbe s serung des  RAc h t s schu t z e s  durch Reform der 

Verwal tungsgericht sbarl{e i t 

Anknüpfend an di e Fe s t s te l lung des  Tä ti gke i tsberi chtes  

für das  J ahr 197 3 ,  Abs c hn i t t  I Z .  8 ,  i s t  zu b eri c hten , daß 

im Ber i c h t sj ahr di e Vornrbe i t en für eine  Re form der Verwal­

tungsgeri chtsbarke i t  im Rahmen der gegebenen Verfas sungs­

recht s l age intensiv fortge se t z t  worden sind .  D i e se Arbei ten 

s tehen vor dem Abschluß . 

6 ) Ausge s ta l tung und Effi z i enz  d e s  Evi denzbtiro s 

Auch im  J ahre 197 4 war da s Ev idenzbUro be s treb t , se i ne 

Effi zienz  we i ter au s zuge s ta l ten und zu verbe s sern . I n  Fort­

s e t zung der bere i t s  im J ahre 197 3 au fgenommenen Bemühungen , 

d i e  neu e s ten Errungen schaften der Tec hnik  au ch bei  der im 

Rahmen d e s  Evi denzbUro s vorzunehmendenllechtsdokumentat i on an­

zuwenden , wurden we i tere Besprechungen , vor al l em mi t d�n im 

Ber e i ch d e s  Bunde skanzl eram te s  mi t den EDV-Arbei t en zur 

Rech t sdokumen tati on be faß ten Organen , au fgenommen .  Dabei  war 

das Ev idenzbUro be s trebt , mö gl i ch s t  eine geme in same Bas i s  

mi t den be iden anderen Hö chstgeri chten , dem Verfas sungsger i chts­

ho f und dem Obers ten Geri cht sho f ,  au f dem Geb i e t  der Rechts­

dokumentati on zu finde n .  Das vom Bunde skan z leramt gemein sam 

mi t dem Verf8s sung sgeri cht sho f in Angr i ff genommene Ver suchs-­

proj ekt "Verfa s sung srecht " ,  das auch für den Verwa l tungsge­

ri c h tsho f  richtung swei sende Erfahrungen erwarten l i eß , wurde 

nach Mi ttei lungen des Bunde skanzleramt e s  1 m  Laufe de s Jahre s 

fal l enge lassen und dafür e i n  neu e s  Versuchsproj ekt von der 

Verwal tung in  Angri ff genommen . Das Evi denzbtiro ersucht e , bei  

dem neuen Versuchsproj ekt am laufenden gehal ten zu werden , um 

d i e  dabei  gewonnenen Erkenn tni s se in e inem mö g l i chst frUhen 

Ze i tpunkt für d i e  b e sonderen Bedürfni s s e  der Ev i denz des  Ver­

wal tung sgeri chtsho fe s kennen und nüt zen zu können ,  um berei t 

zu sein , s i c h  j ederze i t  im Fal l e  der Konkre t i s i erung de r;; Ver­

suchsproj ekt e s  an den Arb e i ten erfo l gre i ch zu be tei l i gen . 

III-27 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 21 von 43

www.parlament.gv.at



- 1 1  -

I m  abg e l au f enen J ahr waren Bemühu n g e n  1m Gan ge ,  even­

tue l l  d i e  Mö g l i c hk e i t e n  d e r  M i k r o v e r f i l mung d e m  Ev i de n zbUro 

d i ens t b ar zu mac he n .  D e r  V e rwa l tung s g er i c h t s ho f  wäre dankba r , 

könn t e n  i hm s e i ten s der Ven�a l tung e v en tu e l l e Er fahrungen au f 

d i e sem Gebi e t  zugäng l i c h g emac h t  we rde n . 

7 )  Öffen t l i chke i t s arbe i t  

Wi e i m  Vorj ahr ( vgl . Punk t 1/6  d a s rrä t i gk e i  t sber i ch te s  

1973 ) wurde auch 1 m  Ber i c h t sj ahr d i e  I n f o rmat i on s tä t i gk e i t  

dur c h  da s Pre s s ere fera t  wahr g e n ommen . 

D i e s e  I n forma t i on s t ä t i gk e i t  e r s tre c k t e  s i ch au f zwe i  
Bere i c h e : Wi e  b i s h e r  wurd en d i e  e i n s c h l ä g i gen Verö f fent l i c hu n­

g e n  in d er I n- und Au s l an d s p r e s s e ( l e t z te r e  i m  Rahmen der 

Ve rwa l tu ngsdokum entat D n  d e s  Bunde spre s s e d i e n s t e s ) l au fend 

b e obac ht e t .  Re l evan t e  Verö f f en t l i c hungen ·�rden d en m i t d er 

b e tr e f fenden Ma te r i e  be faß ten M i t g l i e d ern d e s Ge r i c h t sho fe s  

zug äng l i ch gemac h t . 

Darüber h i nau s wu rd e n  a l l gem e i n i n t e r e s s i e rende Ent­

s c he i dungen d e s  Ge r i c h t s ho fe s  durc h Pre s s eau s s endungen über 

d i e APA d e r  Öf fen t l i c hk e i t  m i t g e t e i l t .  D i es e Pre s seau s sendun­

gen wu r d e n  i n  d en Has s enm e d i en m e i s t au c h  i n  d er au s g e s e nd e t e n  

Fa s sung v erö f fen t l i c h t . 

We rden s o l c he Au s s e n d ungen v o n  d e n  Me d i e n n i c h t r i c h t i g , 

n i c h t  vo l l s tänd i g  o de r s i nn s t ö rend w i ed erge g e b en oder v e r­

ö f f en t l i chen d i e Med i e n Erk läru n g e n  and e rer Organe zu s o l c hen 

Ent s c he i dung e n ,  d i e  i hrers e i t s  d i e s e n i c h t  m i t d em v o l l e n  oder 

r i c h t i gen I nha l t dars t e l l e n , oder s t e l l en d i e  Med i e n  d i e  Er­
klärungen s o l ch e r  Organe i n  e i n er d e n  Ta t sac hen n i c h t en t­

sprechenden We i s e dar , ha t s i ch d a s  Pre s s e r e f e r a t  um e i n e  

vo l l s tänd i g e  und r i ch t i g e I n f o rma t i on d e r  Ö f f en t l i c hke i t be­

müh t , w o b e i  grö ß tmö g l i c he Sachl i c hk e i t  d e r  Dar s t e l l u n g  v e r ­

sucht wu rd e .  D a s  Prä s i d i um-Pr e s se r e f e r a t  l i eß s i c h  d ab e i  imm e r  

von d e r  Au f f a s sung l e i t e n , d a ß  e i ne s a c h l i c he u n d  obj e k t i v e 

Kr i t i k a u c h  g e r i c h t l i cher En t s c lle i dungen d u r chau s l e g i t i m i s t .  

E i ne s o l che i s t  i n  e i nem f r e i h3 i t l 1 c h-demokra t i s c he n ,  g ewa l­

tente i l enden r e c h t s s taa t l i c he n  s t aa � swc s en no twend i g u nd nü t z-
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l i eh .  In  d i e sem Sinne so l l en d i e  Aus sendungen de s Pre8�ere fe­

rate s vers tanden werden .  Es  l i eg t  a l lerd ings im  We s en der 

verfas sungsge s e t z l i ch verankerten Kontrol l funk t i on des Ge­

richtsho fe s , daß d i e s e  Funkt i on i hn mi tunter i n  e i nen sach­

l i c hen Gegen sa t z  zu anderen Organen bringen kann . 

8 ) Zwi schen s taa t l i che Kontak te mi t dem ö s terre i chi scben 
,. .. -

Verwal tungse:eri chtsho f  glej, chartigen oder ähnl i9he� 

Ins t i tu t i onen d e s  Au s l ande s  

I n  e iner Ze i t , i n  der fas t  i n  a l l e n  Bere i c hen zwi schen­

s taa t l i c he Kontakte gep fl ogen werden und i n sbesondere im Be­

rei ch der Recht s e t zung und Verwa l tung zwi s chenstaa t l i che 

Ak tivi täten entwi ckel t werden , erwe i s t  e s  s i ch n ic ht nur a l s  

nü t zl i ch ,  sondern sogar a l s unerläß l i ch ,  auc h  zwi s c hen E i n­

r i chtungen der geri cht sförmi gen Kon tro l l e  e i nen Gedankenau s­

tau s c h  e i n zu l e i ten bzw .  au szubauen .  D i e  zunehmende Integra­

tion  der S taaten auf a l l e n  Bere i chen gebi e t e t  e s ,  di e Funk­

t i onen der Verwa l tungsger i ch t sbark e i t i m  modernen Wohl fahrts� 

und Le i s tung s s taat n i cht nur i m  e igenen Land immer von neuem 

au f i hre Effekt iv i tät zu Uberdenken , s ondern auch e i nen Er­

fahrungsau s tausch mi t gl e i chart i gen oder ähnl i chen Einr i ch­

tungen anderer Staaten i n  d i e  Wege  zu l ei t en und au s zubauen , 

um gegebenenfa l l s  Re formen i nnerorgani satori scher Art -oder 

l eg i s l a tiver Art vor zuberei ten . 

Di e s  geb i e t e t  schon d i e  Tat sache , daß d i e  Harmoni s i e­

rung d e s  Rec h t s  ma teri e l l er und forme l l er Ar t s ow i e  d i e  mu l t i­

na t i ona l e  und supranat i onal e  Rech t s e t zung im  Vo rmarsch begri f­

fen i s t .  Demgemäß nimmt auc h  d i e  in terna t i onal e  Geri c h tsbar­

ke i t  Kompe tenzen gegentiber der na ti onal e n  Geri chtsbark e i t  i n  

Anspru c h .  Auc h  di e se l e tz tere Ers c he inung erfordert Harmoni­

s i erungs ak t i v i täten der Ger i c h t sbarke i t  auf zwi schens taat l i cher 

Ebene . 

Der Verwa l tung sgeri chtsho f  hat daher d i e  i m  Jahre 197 3 

e i nge l e i te ten Bemühungen auf d i e s em Geb i e t  gegenüber e iner 

Re ihe  europä i scher Staaten i m  Beri chtsj ahr zu v erwi rkl i chen 

versucht . Im be sonderen wurden so l che  Kon tak te  mi t dem 
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Schwe i zer Bundesgeri c ht , dem Dund e sv e rwa l tung s g er i c h t  der 

Bu n d e s re pu bl i k De u tsch land , dem Conse i )  d ' Etat Frankre i chs 

und dem Vor s i tz enden de s Sc hwed i s chen Reger 1 ng e srä t t  i n  Gang 

g e br a c h t . S äm t l i c h e  ang e s p r o c hene E i n r i ch tungen habe n  auf 

d i e s e  Ini tiat ive p o s i tiv geantwortet  u n d  i hr b e sondere s I n t e r­

e s se an e i n em Gedanke nau s tau s c h  zum Au s d ru c k  gebrac h t . 

Im llinb l i c k  au f d i e  b e g r e n z t e n  dem V e rwa l tun g s ge r i c � t s­

ho f hi e für zur Verfügung s t ehenden Budgetm i t te l  konnt en Ge­

spräche nur m i t dem Prä s i denten d e s  Sc hwe i ze r  Bun de sge r i ch t e s 

und dem V i z e p rä s i d en ten de s fran zö s i s c he n  Con se i l  d ' Eta t  für 

das Be ri c ht sj ahr i n  Au s s i c h t genommen werden . S t a t t ge fu nd en 

ha t im B e r i ch t sj ahr e i n  Gedankenau s tau sch mi t dem Prä s i de n t e n  

des Schwe i zer Bun d e s g e r i ch t e s . 

D i es s r  Erfahrung sau s t au s c h  hat neben e i ne r  Rei he v o n  

Fac hfrag en gezei g t , daß d i e  E n twi c k l u ng in d e r  Schwei z  unge­

ac h t e t  des f ö d era l i s t i schen Sys tems hin s i chtl ich der Kon tro l le 

d er Verwal tung auf Kon zentrat i on au sger i chte t i s t t  d .  h .  daß 

be s tehende Kau s a l v e rwa l tung s g e r i c h t e  i n  das e i dg en ö s s i s che 

Bundesgeri cht e i ngeg l i edert werden s o l l e n ,  s owe i t  d i e s  noch 

ni c ht der Fal l i s t .  

Eine we i tere in teressan t e  En t,�i ck lung i s t  e s  au c h  i n  

der Schwe i z ,  daß d i e  Rech t s pr e c hung i n  Ve rwa l tu n g s rec h t s­

sachen an Umfang und Bedeu tung z u n i mm t . 
Da s Bunde s g e r i c h t  ha t i n  den l e tz ten J ah r e n ,  anknüp fend 

an d i e  Re c h t s l ag e  des  Zürcher O b e rg e r i c h t e s , v e rs tärk t e  Be­

mühungen um d i e  Verankerung der Una bhäng i gke i t  de s Bunde s­

geri chte s in Ju s t i zverwal tungsang e l egenhe i ten  gegenüber dem 

Bundesrat und gegenüber Na t i onal ra t  und S tänderat  in Bewegung 

gesetz t .  Es k onn te ferner f a s t g e s t e l l t  werden , daß das Bund e s­
geri cht in Sa c h e n  d e s  n i c ht r i ch t e r l i c ho n  Parsonal s vom Bund e s­
ra t und anderen V e rw a l tung s o rgan a n  d e s  Bunde s  vö l l i g  unab­
häng i g  i s t .  

D i e s a r Erfahru ng sau s t au s c h  w i rd fortgese tzt  werden . 

D i e m i t d e m  C o n s e i l  d ' Et�t Frankre i c h s  fUr das Beri c h t sj ahr 

in Aus s i cht g e nommene Ftih l u n�nahm a konn t a  wegen Termin sch�i e­

r i gkei ten au f � l t e n  de s C o n s e i l  d ' Etat im Beri c htsj ahr no c h  
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n i cht au fgenommen werden . E s  wu rden hi e fUr j e d o c h  Vorb e re i ­

tungen g e tr o f fen , we l c he e i n e  Zu samm�nku n f t  an fang s 1975  

s i c he r s t e l l e n . 

1 1 .  

1 )  Säumn i s b e s c hwerde I Ar t .  133 Z ,  1 B-VG 

Der Verwa l tung sg er i c ht s ho f muß t e i m  B e r i c h t sj ahr e s  

wi ederho l t  a l s e i n e n  Mang e l  i m  Re c h t s s c hu t z sy s tem f e s t s te l l e n ,  

daß i n  Ange l e g e nhe i t e n , d i e  v o n  d e r  Zu s tänd i gk e i t  de s Ve rwal­

tun g s g er i c h t s h o f e s au s g e s c hl o s sen s i nd ,  i n s b e s o ndere i n  s o l ­

c hen de s Ar t . 1 33 Z .  1 u nd 4 d e s  Dund e s-Ve r fa s sung s g e s e t z e s , 

e i ner Be s c hwerde g e g en da s Untä t igble iben e i n e r  Ve rwal tung s­

b e hö rde v o r  d em V e rwa l tung s g e r i c h t sho f d e r  Er fo l g  v e r sag t 

b l e i be n  muß ( v g l . dazu i ns b e s ondere d i e  Be s ch l U s se v om 

10 . S ep tember 197 4 ,  Z l . 1 255/7 � ,  und v o m  29 . Ok t o b e r  197 4 ,  

Z l . 1 7 39/7 4 ) . 

D e m  Verwa l tung s g e r i c ht sho f i s t e s  zwar n i c h t  unbekann t , 

daß i n s be sondere RINGHOFER i n  " Der V e rwa l tung s g er i ch t sho f n 

1955 ( 5 . 1 47 ,  1 48 )  m i t gu t en Gründen e i ne n  g e g en t e i l i ge n  S tand­

punk t v e r tr i t t  u nd d i e  Zu s tänd i gk e i t de s Verwa l tung s g er i ch t s­

ho f e s  zur En t s c h e i dung über Säumn i s be s chwerden b9j ah t .  V e r­

m e i nt d i e s e r  Au tor do c h ,  daß i n  Fäl l e n , i n  d e n e n  e i n  Besche i d  

n i c h t  e r l a s s e n  wo rd e n  i s t ,  e i ne Zu s tänd i gk e i t  d e s  V e r fa s sung s­

g e r i c h t s ho fe s  gar n i c ht b e s teh t und daher i n s b e s ondere au c h  
Ar t .  1 33 Z .  1 B-VG k e i ne B e s c hränkung d e r  v e rwa l tung sge r i c h t­

l i c he n  Komp e te n z  bede u t e n  kann . 

Der V e rwa l tung sg e r i c h t sho f ha t, au c h  i m  B e r i ch t sj ahr 

d emge g e ntiber g r öß t e  Zurückha l tung geüb t , we i l  d i e  Bej ahung 

der e i genen Zu s tänd i gk e i t  mö g l i c h e rwe i s e neu e r l i c he D i v er­

genzen i n  der ' Re c htep r e c hung ü b e r  m a t e r i e l l e  Normen zwi s c h en 

V e r fa s sung sge r i ch t sho f und Ve rwa l tun g sg e r i c h t s ho f  m i t s i c h 

br i ngen k ö nn t e , wa s wi ederum n i c h t  d e n  I n t e r e s sen d e s  Rec h t�­

s c hu t ze s  d i e n l i ch wäre . 
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Be i di eser Sachl age wird der Verfa ssungsge se t zgeber 

s e l b s t  tätig werden mUs sen . Einerse i t s  könnte erwogen we rdan , 

in al l en Fäl l en ,  i n  denen der Verfas s ungsger i cht sho f gemäß 
s e inem Au fgabenkre i s  tiber Be schei dbe sch't"erden zu entschei den 

hat , i h� auch e ine Zu s tändigke i t zur En tsche i dung bei Un tät i g­
b l e i ben einer Verwa l tungsbehörde in  dorar ti gen Ange l e genhe i­

ten e ingeräum t wird oder ander ae i t s ausdrüc k l i ch d i e  Zu s tän­
d i gke i t  d� s Verwal tungsgeri ch t sho fe s '

zur En t sche idung i n  

Säumn i s fä l l en fUr d i e s en Bere i c h  beg�tinde t wi rd . Al l erdings 

möchte  der Verwa l tungsgeri cht sho f in d i e sem Zusammenhang 

n i c ht au f Uberlegunge.l d e s  Berner Staat srechtsl ehrers Han s  

Ruber eingehen , der i n  seinem B e i  trag zu l-a�l ange s l..farce l  

Bridel  ( 1969 ) "Der Schu t z  der Grundrechte unter der General­

k l au se l  der Verwal tungsgerichtsbarke i t" ( S e  237 ff ) der Me i­

nung Au sdruck verl i ehen hat ,  daß das Verfas sungsrecht m i t­
samt den Grundrechten, insbesondere m i t  den Ma t e r i en des  

Sozial- und Wirtschaft srech t e s , in eine  i mmer stärkere Verbin­

dung e inge tre ten i s t  u nd sich  daher fUr e ine Kon zen tra t i on 
bei e inem Verwa l tung sger1 cht  au s spri cht .  

2 )  Entwertung von Bri e fmarken durch  d i e Po s t  . 

Der Verwa l tung sgeri cht sho f hat in  Abschn i t t  1 1  Punkt 4 
seines  Tä tigke i t sberichtes  im J ahre 197 3 ü b e r  d i e  unbe fri e­

di gende Dati erung von Eln s�hre i b sendun;en durch d i e  Po s t  und 

d ie s i c h  darau s ergebenden Verzö gerungen des  verwal tungsge­

richt l i chen Verfahrens sowi e di e dami t verbundene Arbe i tsvar­

mehrung durch die  no twendi g  werdenden Nachforschungen beri chte t .  

Da im Beri chtsj ahr wei tere Unzuläng l i c hke i ten  b e i  der 

Po s t  f e s tge s te l l t wurden , mUs sen derar ti ge Nachlä s s i gkei ten 

zwangs l äu f i g  we i terhi n zu erhebl i c hen Ver s c hl eppungen 1 m  Ver­

wal tungsgeri chtsho f v er fahren und unnö t i gen Arbe i t sb e l a s tungen 

fUhren . 

Der Verwa l tung sger i ch t shof erac htet  e s  somi t nochmal s  

al s �ngebrach t t  im Di ens t e  der Rech t s s i c h e rhe i t  au f di e g e nau e 

und ordnungsgernöße Anwe ndung d e r  S{emp e l aufdrucke l t .  p o s t­
vo l l zugs ordnung I au f Einschre i b s endungen hinzuwe i sen . 
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3 )  Abie l tun,g von He hr l e i  s tun.s,en gemäH § 1 8  GG 1956 

De r Verwa l tungsgeri c htshof hat te i n  d e r  Be schwerd e­

sache 1 1 5 8/74  und i n  e iner Re i he g l e i c har t i ger Fäl l e  tiber 

Ue s c he ide  des Bunde smi ni s te rs fUr Fi nan zen be treffend Mehr­

l ei s tungSZUlage gemäß § 18  GG 1956 i n  der Fas sung der 2 4 .  Ge­

hal t sg e s e t z-Nove l l e  zu ent schei den . D i e  Be s onderhei t  d i e s er 
Be� chwerdefäl l e  l ag darin ,  daß d i e  Bo s c hwe rd e führer i hr e  
grundsä t z l i che Bere i t sc ha f t  erk l ärten , d i e  durc h  Erl ä s s e  d e s  
Dunde smini s terium s für Finanzen , �i t denen ein  Le i s tung s i ndüx 

für versc hi edene  Fi nanzäm ter fe s tge s e t z t  wu rde , und au sgeher.j 

von d i e sem Le i s tungsi ndex e i ne genere l l e R e ge l ung für d i e  Ab­
gel  tung der mengenmäß i gen Hehrl e i s tv.ngen im S i nne  d e s  § 1 8  

' GG 1956  gesc haf fen wurde , g e tro ffene g e n er� l l e  Regelung al s 

angem e s sen zu akz ep t i e ren , dann aber E i n ze l fragen aufwarfen ,  

durch deren Bean twortung s e i tens  der be lan g t en Behörde s i e  
s i ch in  i hren Re c h ten ve r l e t z t  erach t e t en . De r Verwa l tungs­
geri c h t shof kam zu der AnSChauung , daß nac h  § 1 8  GG 1956  in 

Verbi ndung mi t § 1 5  de s s e l ben Ge s e t z e s in e i nem ordnungsge­

mäßen unter Be t e i l i gung de s Beamten durchzuführenden D i en s t­

rechtsverfahren der monat l i c he Durc h s c hn i t t swert der i n  men­

genmäß i ger Hin s i cht angeb l i ch über der Norma l l e i s tung l i eg en­

den Mehrl ei s tung des Beam ten und d i e  Norma l le i s tung , d i e  er 

zu erbri ngen verp f l i ch t e t  s e i , zu ermi t t e ln s e i en ; bei der 

Beme s sung der Zu l a ge au ch i n  Fo rm d e r  Pau s chal i erung mti s s e 
das Verhä l tn i s d i eser b e i den Größen zue i nander au sschl aggebend 

s e i n .  S o l ange in d i e ser Hins i c ht der Sachverhal t n i cht  ergän z t  

worden s e i , könnten di e i n  den Schri f t sä tzen aufgeworfenen 

Fragen n i c ht ab schli eßend beantworte t werden . Das a l l geme i n  

Bedeu tsame d i e ser Fäl l e  erg i b t  s i c h  d eu t l i c h , wenn man zu­

näc hs t d e n  S tandpunk t der b e l ang t en Behö rde i n  der Gegenschr i f t  

erwäg t .  D i e  be l angte Behö rd'e führ t e  näml i c h  au s ,  daß nac h  d e m  
I nkraft tre ten des § 18 GG 1956 in der Fas sung der 2 4 .  Gehal t �­

ge s e t z-Nove l l e  9000 Beamte bei  d e n  F i nanzäm t ern , deren i nne�-· 

halb der D i e n s t ze i t  erbrachte �� hr l e i s tu n g e n  6 J ahre h i ndurch 
nach d e n  Be s ti mmungen der j ewe i l s  g e l tenden n Punk t e zu lagen­

erl ä s s e " beme s sen worden· � e i en , mi t e in i g�r B�rech t i gung er-
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war t e t  hä t t en ,  e s  w e r d e  n u r  fUr j e d e  Tä t i gk e i t  d i e  N o rmal­

lei s tung u nd fUr j eden Beam t e n  e i ne e twa i g e l-lehr l e i  s tung 

f e s t ge s t e l l t  w e rd e n . D i e s e Erwar t ung e n t spra c h  nac h Me i nung 

des Verwa l tun g s g e r i c h t sho f e s dem Ge se t z .  D e r  b e l an g t e n  Be­

hö rde s e i  aber - so wurde we i t e r  au s g e ftihrt - in Ke nn tni s  

d e r  Organ i s a t i o n  d e r  v i e l fäl t i g en Au fgab e nb e r e i c he d e r  F i nan z­

äm t e r  }, l a r  gewe s e n , daß d i e  m o s a i k er t i g  i n  d i a  Ge sam t l e i s tung 
d e s  Fi nanz am t e s e i ngebau t e ,  fa s t  au s sc h l i e ß l i c h  g e i s t i ge Le i ­
s tung · d e r  e i n z e l n e n  D e d i e n s t e t e n  n i c ht qu an t i f i zi e r bar s e i , 

s o nd e rn nur aU B d e r  Ge sam t l e i s tung d e s  .tm t e e  rU c ke r s c hl o s s e n  

w e r d e n  k ö nn e . D e m z u f o : g e  s e i  zwan g s l äu f i g  d i e  nach dem 

a Pu nk t e zu l agcne r l aß " s e i t dem J ahre 1 9 6 5  prak t i z i er te Me t ho de , 

v e rsch i e d e n e  Ab t e i l un g e n  d e r  F i nan zäm t e r , wi e z .  B .  F i nan z­

k a s s en , Bewe r tu n g s s t e l l e n , Lohn s t cu e r- und De i h i l fen s te l l en 

al s T eam an zu s e hen , auf das g a n z e  F i n an zam t au s g e d e hn t .  wo rde n . 

Für d i e  Du rc hführung de s § 1 8  G G  195 6  i n  d e r  Fa s su n g  d e r  

2 4 .  G eha l t s ge s e t z-Nov e l l e  hab e · s i c h für d e n  B e re i ch d e r  F i nan z­

ä.m t e r  a l s  v o r zUg l i e he Hö g l i c hk c i t  e i ne Pau s cha l i e ru ng s v e r­

o rdnung ang e bo t en .  Der Ab s i c h t  d e r  b e l ang t en Behö rde , e i n e 

e n t s prechende V e r o r d nung zu e rl a s s e n , ha b e d a s  Bund e s kan z l e r­

· am t  au s s c hwerw i e g e nd e n  G rlind e n  n i c h t  be i p f l i c h t e n  k ö nn en . 

I n  d i e s e r  Lag e s e i e n · dann d i e  maßg e benden E r l ä s s e  . ge schaf fen 

wo rde n .  

Wi e au s d e r  o b i ge n  W i e d erga b e  d e s  we s en t l i c he n  Erk e n n t­

n i s i nhal t e s  h e r v o r g e h t , konn t e  d e r  V e rwa l tung s g e r i c ht sho f i m  

Ge s e t z  k e i ne Grun d l a g e  d a fü r  e rk enne n ,  d a ß  d i e  Le i s tu n g  d e s  

Beam t e n  au s d e r  Ge sam t l e i s tung d e s  Amt e s  rüc k zu e r s c hl i eßen 

s e i . Zunäc hs t en t s t e ht die Frag e , ob · d i e be l an g t e  B e hö rd e  m i t 

i hrer Me i nung nac h d e n  s a c h l i c he n  G e g e benhe i ten i m  Re c h t  i s t , 
da� d i e  Le i s tung d e r  e i n z e l n e n  Be d i en s t e t e n  i n  den F i nanz­

äm t ern n i c h t  quan t i f i z i erbar s e i . Dann hä t t e d e r  Ge s e t z g e b e r  

d e r  Vo l l z i e hung e i n e un l ö sb ar e Au f g�be g e s t e l l t ,  we i l  na c h  

dem Ve r s t ändn i s de s G e s e t z e s , w i e e s  s i c h  d e m  Vcn/a l tun g s 6e -

ri ch t sho f k l ar e rg i b t ,  d i e  i nd i v i du e l l e  Le i s tung f e s t zu s te l l en 
i s. t  und n i cht e i n  f i k t l v e r  An te i l  an d e n  Le i s tu.n ge n  e i ne r  
Gruppe . D ie s e  Be me rkungeri zi e l en a b e r  n i c ht darau f ab � d i c � 3  
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Pro b l eme au fzuwerfen .  Ent s chei dend sche i nt dem Ve rwa l tung s­
.geri cht sho f d i e  Problema t i k , di e durch d i e  En tsche i dung der 

Behörden fUr e i nen Erlaß und gegen e ine Verordnung zus t ande 

kam . Es  i s t bekann t ,  daß nach der s tänd i gen Rechtsprechung 

d e s  Verwal tungsger i c ht sho fes  ( vgl . das Erkenn tn i a  vom 

30 . Juni 1950 , S l g . N . F . Nr .  1 5 83/A ,  o d e r  vom 20 . Mär z  1 96 3 , 

S lg . N. F . Nr .  599 4/A ,  sow i e  vom 2 1 .  Febru ar 1967 ,  SIg . Nr .  7088/A) 

d i e  a l l gemeinen We i sungen b zw .  Erläs se fUr d i e Ent schei dung . 

d e s  Geri cht sho fe s  k e i ne Wi rkung haben und nur i nso fern von 

Bedeu tung sind , al s e i ner B e hö rd e  al l enfal l s  bei deren Nic h t­

beachtung e i n  wi l lkürl i ches  Vorgehen vorgewo rfen werden könnte . 

Das Un terbl e i ben  von Anfechtungen nac h  Ar t .  1 39 B-VG i n  bezug 

au f Erl ä s s e  dürf te  tro t z  d a s  Gegensnt z e s  zur Recht sprec hung 

de s Verfas sung sgeri c ht shofes  au c h  in  Zukunf t  zu erwarten se i n .  

Der Verwa l tungsger i cht shof 1 s t  i n  se i ne r  Auf fas sung dadurch 

be s tärk t wo rden ,  daß bei  den Verfas sung sreformp länen 

( vg l .  h i e zu den En twurf de s Bund e skan z l e ram t e s ,  Verfas sungs­

diens t ,  Zl . 9 3 . 45 3-2/66 in ei nem Art .  1 39 a ) e i ne PrUfungs­

mögl i c lllie i t  für al l geme i n e  We i sungen der  Verwal tungso rgane 

ge s c haffen werden so l l te . Wenn auc h d i e ser P l an ni cht  we i t er 

verfo l g t  wurde ( vg l .  den Entwurf de s Bunde skan z l e ram te s ,  Ver­

fas sungsdi ens t ,  Zl . 9 3 . 686- 2/68 ) , so i s t  doch i n  di e s em Entwurf 

d i e Anschauung zum Au sdruck  gekommen , daß nac h  der  derze i t i -

g e n  Rechts lage da s Abs te l l en auf d i e Kundmachung sebr wohl 

fundi er t  i s t .  Geht man von d i e s e r  Au f fa s sung au s ,  so e rg i bt 

s i c h  i n  Fäl l en wi e den vor l i ege nden e ine  e i genart
'
i ge S i tuat i on .  

Wäre di e vom Bund e smi n i s t e rium für F inanzen erstreb te  Verord­
nung erlas sen worden , so hä t te der Verwa l tungsgeri chtsho f a l l­

fäl l i ge Bedenken gegen d i e  Ge s e t zmäß·i gk e i t i n  Form e i ne s  An trage s 

nach Art .  1 39 B-VG gel tend machen können . Hä t ten k e i ne Bedenken 

gegen d i e  Vero rdnung be s tanden oder hät t e  der Verfa s sungsge­

ri c ht sho f den Antrag abgewi e s e n ,  so ""äre es mög l i ch gewe sen , 

das Be schwerdevorbringen hi n s i c h t l i c h d e r  e i n ze l nen a l s v e r ­
l e t z t  b e h au p t e t e n  Rechte und d e r  e i nze lnen Desc hwerdegründe 

s o  zu beantwo r ten , wi e d i e s  d i e  Re cht ss chu t zaufgabe e r forder t .  

D i e
' 

hi er  gewähl te  Ge s tal tung smö g l i c hkei  t führ t e , wi e s c hon 
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ausgeführt ,  dazu , daß die Beschwerdeführer auf ihre bes o nde­

ren Anlieg en , d i e  au f der Geltung de s Erla s se s  aufbau ten , ke i n e 

entsprec hende }� two rt erhalten konnten. 

4 )  �gabten stipendien an Hochschu l en 

A )  § 25 Aba .  2 zweiter S a t z des g e l tenden Studien förd e­

run g sgesetzes , BGBl . Nr. 421/ 1969 :  in d er Fas s ung d�r Bund e s ­

ge set ze BGBl. Nr. 330/ 1 97 1 ,  2 86/ 197 2 ,  335/ 197 3 und 1 82/ 197 4 ,  

bes timm t , daß die Bewilligung eines Begab ten s tipendiums tibe r 

die ges etzlich v o rges chriebene Studien zeit h � n au s  nich t zulä s­

sig ist , s owei t d i e Verzögerung nich t au f einen der im § 2 

Abs .  ' ge nannten Gründe zurückzuführen i s t. Die im § 2 Abs. 3 

des zitier ten Geset zes genannten GrUnde sind Krankhei t , 

Schwangers c ha ft sowie ein unv orhergesehenes o der unabwendbares 

Ereigni s , da s der S tudierende nich t s elb s t  vers c huldet hat 

und da s geeigne t ist , - den Stud i en erfo l g  zu beeinträ c htigen . 

Unter der Zl . 1700/7 3  ha tte ein Studen t d e r  Re c h t a- und 

Staa t swi s s en s chaften beim Verwaltung s g e richt s ho f g e ge n  die 

Verweigerung der Gewährung ein a s  Begabten s tipendium s ,  die da­

mi t begründet war , dieser Studen t  studiere berei t s  im 1 3 .  S e­

mester und habe damit die ges e t zlich vorges chriebene S tudien­

zeit läng s t  übers chritten , Beschwerde erhoben . Er s tut zte 

sich darauf , alleinig e Ur sache der bei ihm ei ngetre t enen S t u dien­

ver zö gerung sei es gewesen, daß e r  j ah r elang ( zum Teil als 

freigewählter Mandatar ) Funktio nen bei der Ö s terreich i s chen 

Ho c h e c hUlers chat t , mithin einer Körp e rs c haf t des ö f fen tlic hen 

Rech ts , aus g eüb t habe. Die Au sUbung d i e s er Funktionen , zu d e nen 

die eines Vorsitzen den der Ö sterreichischen Ho ch � c hülers c h a f t  

gehörte , habe seine ganze Arbeitskra f t  bean spru c h t ; e s  s ei ihm 

unmöglich gewes en , dane ben se i n  Stu d i um in der geset zlich v o r­

ges ehenen Z ei t  voran zutreiben und abzu s c hließen. 

Nach der b e s tehenden G e s e t z e slage konn � e  dieser Be schw�r­

d e  kein Erfo l �  bes chieden sein . Denn wa s der Bes chwerdeführer 

al s Ursache fUr die Stu d i enverzö gerung an führ te , war - d i e  V er­

zögerun g s gründe der Krankheit und der Schwan gerschaft s c h i e d en 

von vo rnherein au s - fUr ihn v o r  Üb ernahme d e r  betr e f fend en 
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FUnk t i onen s owohl vorhersehbar , al s auch ( durch Ni chtbewerbung ) 
um d i e  Funk t i on dder deren N i c htannahme ) abwendbar . 

Ni c ht cde s toweni ger sche i nt dem Verwal tungs geri ch t sho f 

der ange fUhrte Fal l  geeignet zu s e i n , d i e  Frage zur Erwägung 
zu s t e l l en ,  ob der Krei s  der für di e Gewährung e ines  Begab ton­

s t ipendiums unschäd l i chen Ur sachen e i ner Studi enverzö gerung 

n i cht im Wege der Ge s e t zgebung derart en1e i tert  werden so l l te ,  

daß er Fäl l e  der angeführten Art e i n s c hlö s se .  Dellu das v om 

Be s c hwerdefrlhrer vorgebracht e Argument , e i n  Vors i tz ender oder 

son s t  l e i tender Funkt i onär der Ö s t erre i ch i s chen Hoc hschü ler­

schaf t werde durch eine  im S i nne de s Ge se tzes  und 1 m  I n terc s�o  

der  von i hm vertre tenen Studen ten vorgesehene Au sUbung s e i ner 

Funk t i on gerade zu auße rs tande ge s e t z t , sein e i gene s S tudium 

i nnerha l b  der ge s e t z l i ch vorge schr i e b enen Ze i t  hinter s i ch 

zu bri ngen , kann de  l ege ferenda kaum als  unzu treffend abge tan 

werde n .  Zu dem e i n tretenden Ze i tverlu s t  s o l l te n i c ht al s we i­

terer Nac hte i l  der Ve rl u s t  au f  den Anspruch tre ten , ein B6gab­

ten s t l p endium zu erhal ten.  

Sehr we s en t l i c h erscheint  dem Verwal tungs geri ch tsho f  

a l l erd i ng s , so l l te s i c h  der Ge s e t zgeber zu e i ner  Maßnahme zu­

guns ten der Funk t i onäre der Ös terrei chi schen Hochschülerschaft 

i n  der Sache de s Begab tens t i p endi um s  en tsch l i eßen ,  daß dab e i  

das i n  d e r  e i ngang s erwähn ten De schwerde sache von d e r  b e l ang ten 

Behörde vorge brachte Gegenargumen t  berück si c h t i g t  wi rd , im 

Hinb l i ck auf d i e  f e s te Zahl der j eder Fakul tä t  zur Verfilgung 

s tehenden Begab tens tipend i en hä tte  j ede Zue �kennung e in e s  

S t i p endiums zur Fo lge ; daß e i n  anderer Stud ent , d e r  son s t  g e­

se t z l i ch auf e i n  s o l che s Anspruch hä tte , d i e s e s  S tipend i uc 

n i c h t  erhäl t .  E i ne Rege lung , wonach e i n  s o l cher ande rer Student 

das Begab t en s t i p endium e infach desha l b  n i c ht erhä l t ,  we i l  

- mehr oder weni ger zufäl l i g  - e i n  S tudent se iner Fakul tä t  

eine  Funk t i on innerhalb d e r  Ö sterre i ch i schen Hochschül e r sc ha f t  

bek l e i d e t  un4 nur au s d i e sem - Grunde s e i n  Stud i um n i cht  zei t­

gerecht zu Ende führ t , wäre unb i l l i ger  al s der derze i t i ge 

Zu s tand . Al l enfal l s  könnte e i ne Neuregelung dahi n g e troffen 

werden , daß e i ne zu sät z l i c he Zahl von Begabtenst i p end i en für 
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S tuden ten bere i tge s te l l t  wird , d i e  - be i Erfül l ung a l l e r  

son s t i gen Vorau s s e t zungen für den Anspruch auf e i n  Begabten­

s ti p endium - aus schl i eß l i ch infolge der Ausübung e iner Funk­

t i on innerha l b  der Österre i chi schen Ho chschUle rschaft an der 

rec htze i t i gen Beend i gung i hre s S tudiums  während e ine s ange­

me s s enen Ze i traume s gehi ndert s i nd .  Di e s e  ( Sonder- ) Begab ten­

s t i pend i en wären un ter Ni chtanrechnung auf d i e  s on s t  den Ho c h­
schu l en und Faku l tät en zugew i e s enen Degabte n s t i pend i en zu­

zuerkennen . 

n )  In  dem De schwerdefal l 1 3 41 /7 4 ,  der durch das Erkonnt­

ni s vom 7 .  November 197 4 mi t e i ner Abwe i sung der Besc�,erde 
erledi g t  wurde , war e ine S tuden t i n  au s Gründen der Krankhe i t  

ni cht  i m s tande gewe sen , den zur Abwendung der Verp fl i chtung 

d,er Rück zahlung emp fangener S tudienbei hi l fenbe träge für d i e  

ers ten drei Monate de s dri t ten Seme s ters vorge s c hr i e benen Nac h­
we i s  eines  p o s i t i ven S tudi enerfo l ge s  i m  hal ben S tundenau smaß 

zu erbringen.  Der Geri cht sho f  konn te den Standpunkt der Be­

schwerde führeri n ,  s i e  sei wegen i hrer Krankhe i t  gar n i cht i n  

e i n  dri t te s  Semester  gelangt und d e sha l b von d e r  Verp f l i c htung , 

den emp fangenen S tudi enbe i hi l fenbe trag zurück zuzahlen b e fre i t ,  

n i cht al s begründe t  erkennen . Das dri t te Seme s ter i m  S i nne der 

hi er  maßgebenden §§  18 und 21 Abs . 1 l i t .  c des Studi enförde­

rungsge se t z e s  i s t  s te t s  das der Re i he nach auf das erste  

Studienseme s ter des  B e i hi l fenempfange s  folgende , im Be tri eb 

der be tre ffe nden Hochschul e abgeld ck e l  te übernäch s te Seme s ter . 

J ede andere Lö sung würde dazu führen , daß der  S tudi erende , der 

ein erfo l g l o s e s, S tudium vor dem dri t ten Seme s ter  abbr i c ht , 

im Gegensat z  zu j enem , der d i e s  ers t spä ter tu t ,  e i ne emp fan­

gene S tudi enbeihi l fe n i emal s  zurückzahlen müß te . Doch e rg i b t  
s i c h  d i e  Frage , o b  d i e  Rückzahlungspfl l cht b e fri edi gend ge­

reg e l t  i s t .  Abgesehen von dem be sond�ren Fal l ' de s  § 2 1 Aba . 3 

l i t . c s i nd nur Stundungen und Tei l zahlungen vorge sehe n .  

Bei  vö l l iger Schu l d l o s i gkei  t ,  gerdde im Fal l e  der Kranlr ­
he i t  und be i Vorl i egen e i ner s o zi a l en Härte , könnte aber d i e  

Erlas8ung d e r  Schu l d  d i e , rechtspo l i t i sc h  b etrachte t ,  anga-
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me s sene Lö sung se i n ,  zumal Krankhe i t  i n  den Fä l len de s § 2 

Abs .  , l i t .  b und c und Abs .  3 l e t zter  Sat z  leg . c i t .  berück­

s i cht i g t  wird . 

5 )  Höhe de s Au fwander s a t ze s  für d i e  b e langte B ehörde 

Mi t der mi t 3 1 . Dezember 197 4 auß er Kraf t  ge tre tenen Ver­

o rdnung des Dunde skan zlers vom 1 4 .  Nov ember 197 2 ,  BGB l . 

Nr . 427 / 1972 , wurden die  i m  verwa l tungsgeri chtli c hen Verfahren 

al s Aufwandersa t z  zu lei s tenden Pauschalbeträge unter g l e i c h-­

zei ti ge r  Aufhebung der Verordnung de s Bunde skanzleramte s vom 

4. Jänner 1965 , BGBl . Nr . 4/ 1 965 , nou fe stge s e tz t .  Der e iner 

Obs i eg enden Behörde gebührende Ersatz  des  Vo rlageaufwande s 

wu rde dami t v on b i s  dahin S 60 , -- au f S 100 , -- ,  der Ersa t z  fUr 

Schri f t satzau fwand von S 330 , -- au f S 5 00 , -- erhöht . Eine 

abe rma l i ge Val ori s i erung d i e ser  Be träge auf S 1 20 , -- bzw .  

S 600 , -- erfo l g te durch d i e  Verordnung de s Bund e skanzlers  vom 

19 . De zember 197 4 ,  BGBl . Nr . 4/ 197 5 . 

De s se nungeachtet kommt e s  immer wi eder vor , daß be l angte  

Behörden 1 m  Verfahren vor dem Verwe l tung sger i c ht sho f au sdrück­

l i c h  nur den Ersa t z  j ener Be träge begehren , d i e  ihnen nach der 

aufgehobenen Verordnung des  Bunde skanzleramt e s  vom 4 .  J änner 1965 , 

BGB l .  Nr . 4/ 1965 , zuges tanden waren . I n  d i e sen Fäl l en konnte 

der Verwal tungsgericht sho f im  Beri chtsj ahr 197 4 der Behö rde im 
Fal l e  i hre s Obsi e gens nicht  mehr al s das zu spre c hen , was s i e  

ausdrückl i c h  und unter zi ffernmäß iger Angabe begehrt ha t ,
. 

o b­

wohl d i e  Behö rde nach der b e s t ehenden Recht s l age  Anspruch  auf 

d i e  vo l len Sät ze nach der Verordnung d e s  Bunde skanzlers  vom 

1 4 .  November 1 97 2 ,  BGBl . Nr . 427/ 1 97 2 ,  gehabt hät te . Schon i m  

Jahre 1973  waren m ehrere sol che Fäl l e  vorgekommen.  

Be sonders kraß aber s t e l l t  sich der Beschwerdefal l  

Zl . 200 8/7 3 dar . D i e  hier belangt e  Behörde hat te den aUfg e­

ze i gten Feh l er ( Verze i c hnung von S 390 , -- s ta t t  S 600 , -- Auf­

wandersatz ) bere i ts in i hrer beim  Geri c h tsho f am 4. Mai 1973  

e inge langten Gegenschri ft in der Be schwerde sache Zl . 498/7 3  
gemacht . D i e  Beschwerde war mi t Erkenntni s a l s  unbegrUnde t  

abgewi e sen worden , e i n  Zusp ruch von Aufwandersa t z  erfo lg t e  im 
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b e ge hr t e n  Au smaß von S 390 , -- ,  i n  den En t3chei dun g sgründen 

wu rde au sdrüc k l i c h  darauf hi ngewie se n ,  daß n i c h t  d i e  i n  d e r  

Vero rdnu ng d e s  Bund e skan z l e r s  vom 1 4 . Novemb e r  1972  fe s t g e­

s e t z ten Be träg e , s o ndern nu r j ene g er i n g e ren Summen zu zu­

e rk ennen war e n , deren Zu spru c h  d i e  b e l an g te Behö rd e au sdrü c k­

l i c h begehrt ha t . De s s enungeachte t ha t d i e se l b e b e l an g t e  Be­

hö rd e in de r  b e re i t s  e rwähn ten Be s chw e rd e sac he Zl . 2008/ 7 3 

i n  d e r  am 1 8 .  Fe bruar 197 4 ( ! )  h i er e i n g e l ang t e n  Gege n s c hr i f t  

ab e rma l s  fUr Vor l ag e- u nd S c hr i f t sa t zaufwand den Zu spru c h  v on 

zusamme n  nu r S 390 , -- b e g e hr t . Al s o  k onn t e  au c h  i n  d i e s e m  Fa l l  

e i n  hö h e re r  Be trag ( auf den b e i ordnu n g s g emäß e r Verze i c hnun g  

e i n Rec h t san s p ru c h  b e s tanden hä t te } n i c h t  zu e rkann t werd e n .  

E s  s c h e i n t  i m  I n t e r e s s e e i n e r  ge s e t zmäß i ge n  Verwal tung 

n i c ht un zwe c kmäß i g  zu s e i n , a l l e  m i t Ange l egenhe i t en v o n  Ver­

wa l tung s g er i c h t sho fbe s c hwerden b e faß t e n  Organwal t e r  m i t  Nach­

dru c k  auf d i e  Re c ht s lage b e t r e f f end d en Au fwande r s a t z  i n  d i e­

s e m  Ver fahren h i n zuwe i s e n . 

6 )  We i nge s e t z  196 1 

Nac h § 35 Ab s . ·  1 d e s  We i ng e s e t z e s 196 1 i s t e s  an s i c h 

erl aub t ,  i n  Räuml i chk e i t e n , d i e  d e r  Nach s c hau u n t er l i eg e n , 

Ob s twe i n e , llau s t runk oder übe rhaup t we i nähn l i c he Ge tränke , 

Traub e n s a f t ,  g e brann t e  ge i s t i ge F lü s s i gk e i ten , v e r s e t z t e  We i ne 

oder D i r e k t trtige rwe i n e  zu g l e i c h  mi t son s t i gem We i n  ( We i n  i m  

S i nn e  d e s  § 1 Ab s .  1 d e s  We i ng e s e t ze s  196 1 ,  " Norma lwe i n " ) 
he r zu s t e l l en ,  a bzufü l l e n  oder so n s t auf zubewahren , d o c h  mü s s e n  

a l l e  Fä s s e r  und s on s t i g en Au fbewahrung sg e fäße m i t s o l c he n  Ge­

tränken an e i n e r  i n  d i e  Augen fa l l enden S te l l e  m i t  e in e r  deu t­

l i c he n , n i c h t  l e i c h t v e rwi s c hbaren I n s c hr i f t  v e r s e hen werden , 

d i e  den I nha l t unzwe i f e l ha f t  erk e nn e n  l ä ß t ; h i e b e i  g enüg t  b e i  

Hau s trunk e i n  Kenn ze i c hen , d e s s e n  Fo rm durch Vero rdnung de s 

Bund e sm i n i s t e r i u m s  fUr Land- und Fo r s tw i r t s c ha f t  b e s t i mm t  

wi rd .  

D i e s e  B e s t i mmung s te l l t  e i ne Abk�hr von d e n  Reg e lungen 

des § 32 de s m i t § 56 Ab a .  2 des We i n ge s e t z e s  1 9 6 1  m i t 1 .  J ün­

n e r  1962  auße r Kra f t  g e �re tenen We i nge s e t z e s  1 9 29 dar , nach 
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wel chen e ine Herstel lung , Abfül lung oder son s t i ge Au fbewah­

rung von Wei n  und Traubenmo s t  e inersei ts und von Ob s twe i n ,  

Ge tränken , d i e  nach § 1 6  d e s  Ge s e t ze s  n i cht i n  Verkehr ge s e t z t  
werden durf ten , anderen we in- oder obstweinähn l i c hen Ge tränken 

oder gebrannten ge i s t i gen Flü s s i gk e i ten anderse i ts in e inem 

und d em s e lben Raume nur dann zu l ä s s i g  gewe sen i s t ,  wenn ge­

trennte Räuml i chke i ten nicht  zur Verfügung g e s tanden s ind und 

d i e  Ge sam t l agermenge nicht 200 Hekto l i ter überschri t ten hat .  

Nach den Erläu ternden Beme rkungen zur Regi erungsvorlage 

zum Wei ngesetz  196 1 , 45 2 der Be i lagen zu den S tenographi schen 

Pro tok o l l en d e s  Nat i onalra te s ,  I X .  GP . , i ß t  die  ange führte 

Änderung im § 35 des l e t ztgenannten Ge s e tze s gegenüber der 

Regelung des § 32  des We inge s e tz e s  1929 darin  begründet , daß 

das Erforderni s der Trennung der Räum l i chk e i ten und der ge­

sonderten Lagerung i n  der Praxi s auf d i e größ ten Schlii erigk e i­
ten g e s toßen i s t .  

Im übri gen b e s t immt  j edoch § 36 des  We i ng e se tzes  1 9 6 1 , 

daß weinfremde S toffe  oder Gemenge von solchen Sto ffen , d i e  

nach i hrer Zu sammen s e t zung dazu g e e i gne t s i nd , al s Mi t t e l  zur 

Her s t e l lung von nachgemachtem We i n  zu d i enen , wi e zum Be i sp i e l  

Mo s tersat z s tO f fe , i n  Räume n ,  d i e  der Nachschau unter l i egen , 

nicht  aufbewahrt oder ge l agert werden dürfen . Wer entg e gen 
den Be s timmungen d e s  § 36 des  We i nge s e t ze s  we i n fremde S t o ffe 

oder Gemenge von solchen Sto ffen lagert , begeht nach § 5 1  

Abs .  2 l i t .  i d c s e s  Ge s e t ze s  e ine Verwal tungsübertretung . 

De r  Begr i f f  "we in fremde Sto ffe " i s t i m  Ges e t z zwar n i cht e i n­

deu ti g  umschri eben , doch kann au s den w iedergegebenen ne gelun­
gen des  § 36 i n  Verbindung mi t § 5 1  Ab s .  2 1 i t .  i d e s  We i n­
g e s e t ze s  1961  der Schluß ge zogen werden , daß un�er ·we i n fremde 

Sto ffe " j ene Stoffe  zu vers tehen s ind , " d i e  nach i hrer Zu sammen­

se t zung dazu gee i gne t s i nd , al s Mi tte l - zur Her s t e l lung von 

nachgemac htem We i n  zu d i enen " .  Geht man von der im § 4J Ab s .  2 

d e s  We i nge s e t z e s  196 1 en tha l tenen Begri ffsbe s t immun g  für 

"nachgemachte n We i n "  au s ,  so wi rd be i sp i e l swe i se auch Zucker 
al s we i n fremder Sto ff i nso fern anzusehen s e i n , al s nach § 6 

Abs . 2 l i t .  a de s  We inge s e t ze s  1 96 1  das Zu s et zen von Zucker 

- ,  
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zu ni cht versetztem We i n  - abge sehen von der nach § 9 de s be­
ze i c hneten Ge s e t z e s  in der Ze i t von der Le se bi s zum 3 1 . De­
zember des Jahre s ,  i n  dem d i e  Trauben �ewonnen wurden , unt er 
be s t immten Vorau s s e tzungen erlaubten Le s egu tau fbe s serung -
verbo ten i s t .  Was j e doch di e verse tzten We ine be tri fft , s o  
i s t  b e i  d i e sen das Zus e t zen von Zu cker nach § 10 Abs .  2 l i t t  a 
d e s  We i nge s e t z e s  196 1 über d i e  Be schränkungen der § §  6 und 9 

d e s  Ge s e t z e s  ( be tref fend d i e  Le s egu tau fbe s s e rung ) zu lä s s i g  

und e s  kann daher i n  di e sem Zu sammenhang der Zu cker n i cht al s 
"weinfremd er S to ff "  angesehen we rden . Demzu f o l ge ergeben s i ch 
j edoch fUr d i e  Anwendung der B e s t i mmung d e s  § 5 1  Ab s .  2 l i t t  i 

d e s  We i ng e s e t z e s  196 1 Zwe i fe l  in  der Ri chtung , ob d i e  Lagerung 
von Zuc ker i n  Räum l i chke i ten , in denen Normalwe i n  zugl e i c h  m i t 

ver s e tz ten We i nen ge lagert wi rd , al s s trafbar anzusehen i s t 

oder n i cht , · we i l  j a  - wi e bere i t s  au fgeze i g t  wo rden i s t ­
Zucker nur gegenüber dem Normalwe i n ,  n i c ht abe r  gegenUbe r  dem 
vers e tz ten We i n  a l s  we infremder Stoff an zusehen i st .  

Im Hi nbl i ck darau f , daß derj eni ge , der wei nfremde Stoffe 
i n  den der Nachschau unterl i egenden Räumen l agert , nach § 5 1  

Abs .  1L l i t .  i d e s  We i nge s e t z e s  19 61 s e l b s t  dann s trafbar i s t ,  
wenn e r  den Nachwei s erbri ngt , daß er den we in fremden S t o f f  

. be i  d e r  We inbehand lung n i c ht verwende t ha t und au ch n i cht ver­
wenden wi l l ,  ersche i n t  e s  umsomehr angeze i g t ,  den s trafbaren 
Tatbe s tand nach der l e tz tangefUhr ten Ge s e t ze s s te l l e  in  Ver­
b indung mi t § 36 de s We i nge s e t ze s  196 1 klarer zu um sohrei ben , 
sofern an der - o f fe nbar au s sc hl i eß l i c h durch Erwägungen prak­
t i s cher Natur begründ e ten - Zuläs s i gke i t der Lagerung von 
Normalwe i n  und vers e t zten We i nen in e inem und d em s e l ben . Raum 
im S i nne de s § 35  de s We ing e s e t z e s  196 1 fe s tgehal ten wi rd . 

7 ) Wi ener Gebrauchsabgabenge s e t z  - Verfal l im  Verwal­

tungs strafverfa�ren 

E i ne im Jahr 197 4 angefal l ene Be schwerde ( Z l .  226/7 q ) 

veranlaß t e den Verwal tung sgeri c ht shof , beim Ve rfas sung sge­
r i c ht sho f gemäß Ar t . 1 40 B-VG d i e  Au fhe bung der fUr d i e  En t-:­
sche i dung präj Ud i z i e l l e n  Vorschr i ft de s § 16 Abs .  3 d e s  Ge-
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brauc hsabgab e g e s e t ze s ,  LGB I . fUr W i e n  Nr . 20/ 1966 , wegen 

Verfa s sungswi dri gke i t  zu bean trag e n .  Das Verfahren b e i m  Ver­

fa s su n g s ger i � h t sho f i s t  b i she r n o c h  ni c h t abge s c h l o s s e n .  Nach 

d er g enann ten Be s t immung kann bei e i n e r  fe s t g e s t e l l ten Ub er­

tre tung d e s  e rwähn ten Ge s e t ze s  u n t e r  b e s t imm t e n  Vorau s s e t zu n­

g en neben der S t ra f e  auc h  der Verfal l der Ge g e n s tänd e , d i e  

m i t  d e r  Ve rwa l tung süb e r tre tung i n  u r säch l i c hem Zu sammenhang 

s te hen , au s g e sprochen werden . D e r  Verwa l tun g s ger i c h t sho f v er­

tr i t t i n  s e i n em Antrag an den Verfa s sungsgeri c ht a ho f ,  au s­

g e he nd v on den im Erkenn tni s d e s  Verfa s sung s g e r i ch t s ho fe s  

• 

v om 19 . Mär z  197 4 ,  Z l . G 1/7 4 ,  n i e d e rge l e g ten Gru nd s ä t zen d i e 

Au f fa s sung , daß ge se t z l i c he Be s t immungen , d i e  d e n  Ve rfa l l von 

Geg e n s tände n  v or s ehen , ohne dab e i  zu unt e r s ch e i den , ob d i e  

E i gen tUm e r  b zw .  s o n s t i ge d i ngl i c h  b e r e c ht i g t e  Pe r s o n e n  e i n  

V e r s c hu l de n  an d e r  Begehu ng d e r  Verwa l tun g sU b e r t r e tu ng t r i f f t , 

gegen d e n  G l e i c h he i t s grun d sa t z  ver s t o ß e n . 

Der Verwal tung s g e r i c ht s ho f  e r l au b t  s i c h ,  d i e s e n  Be s c hw e r­

de fal l zum An l aß zu nehmen ,  d i e  Aufmerk s amk e i t  d e s  Bund e skan z l e r­

am t e s darau f zu l enken , d aß e s  ungea c h t e t  d e r  T a t sache , daß 

der Verfa l l a l s Ne ben s tra f e  o d e r  ( und ) a l s  s i c h e rnde Maßnahme 

1m obj ekt i ven Verfahren in zah l re i c hen Bu nd e s- und Lande s g e s e t ze n  

vorge s e he n  i s t ,  a n  e i ne r  au sre i c henden und v er fa s sun g sre c h t-

l i c h  e i nwand fre i en g e se t z l i c hen Rege lung d i e s e s  Re c h t s i n s t i ­

tu t e s  fehl t .  D i e  Rahmenbe s t i mmung d e s § 17 VS t G  s c hränk t im 

Ab s .  1 den Anwe ndungs b e r e i c h d e s  Verfa l l s  nur i n s o fern e in ,  

al s nur Gegens tände , d i e  dem Tä t e r  o de r  e i nem Mi t s c hu l di g e n  

g ehö ren o d e r  i hnen vom Verfügun g s b e re c h t i g t e n  überl a s s e n  w o r-

den s i nd , fUr verfa l l e n  e rk l ä r t  werden dürfen . D i e s  i s t v e r­

fas sun g s r e c ht l i c h i n s o fern b ed e nk l i c h ,  a l s  d i e Ub e r l a s sung 

e i n e s  Gegens tand e s  ke ine swe g s  no twe nd i gerwe i s e e i n  Mi tver­

s c hu l den de s Sac he i genttim e r s  an der Verwa l tun g süber tre tung i nd i ­

z i er t . Abge s e hen davon l äß t d e r  Vorb e ha l t  d e s  Ge s e t z e s  " So f e rn 

d i e Verwal tun g sv o r s c hri f t en n i ch t  and ere s b e s t i mme n - n o c h  

darü b e r  h i nau s g e hende Verfa l l s re ge lungen zum Nac h t e i l d i n g l i ch 

Berec ht i g t e r , d i e  m i t  d e r  V e rwa l tun g sübertre tung n i c h t s  zu tun 

haben , zu . E i ne s o l c he Reg e lung e n thä l t  b e i sp i e l swe i se § 29 
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Abs .  1 und 4 des Devi senge s e tze s . Auc h  § 17 Abs .  6 des Finan z­

s trafge s e t ze s  hat in  d i e ser Hi nsi cht d i e  verfas sung srecht l i ch 

zu läss ige  Grenze Uberschri t ten und verf i e l  de sha l b  der Tei l­

au fhebung durch den Verfa ssungsgeri chtsho f ( vgl . Kundmachung 

BGBl . Nr . 2 2 3/ 197 4 ) . D i e s e l ben Bedenken , d i e  �egen § 17 

Abs . 1 VSt G  obwa l ten , gel ten auch für § 17 Abs .  2 VStG ,  der 

den obj ekt iven Verfa l l  unter den s e l ben Vorau s s e t zungen a l l ge­

m e i n  fUr zuläs s i g  erklärt . Gän z l i ch ungerege l t  i s t  die pro ze s­

sua l e  S t e l lung der m i t  dem Täter n i cht i denten Sache i gentümer 

im Verfal l sverfahren sowi e d i e  Frage , i n  we l cher We i se s i ch 

der Verfal l au f be schränkt e  ding l i che Rechte am Verfal l sgegen­

stand ( z .  B .  P fandrechte ) au swi rk t , sowi e d i e  Frage der Parte i­

s t e i lung von Personen , denen sol che Rechte am Verfa l l sgegen­

s tand zu s tehen . 

Art .  i 1  Abs .  2 B-VG i n  der Fas sung der Novel l e  

BGBI . Nr . 444/ 197 4 böte  nunmehr d i e  Mög l i chke i t ,  e in e  e i nhe i t­

l i che Regelung de s Verfal l s  für das Verwal tun g s s trafrecht b zw .  

das Verwal tung s s trafverfahren auc h  i n  j e�en Ange l egenhe i ten 

zu tre f fe n ,  in denen di e Ge s e t zgebung den Ländern zu s teht , 

o hne b e fürc hten zu mUs sen , daß d i e s e  ohn e  zwi ngenden Grund 

hi evon abwe i chende Be s t immungen erlassen .  Von d i e ser Mög l ich­

ke i t  so l l te nach Au ffa s sung de s Verwa l tungsger i chtsho fe s  

Gebrauch gemacht we rden , um eine  ver fa s sungsmäß i g  e i nwandfre i e , 

in materi e l l er und forme l l er Hin s i c ht au sre i c hende Rege lung 

de s Ver fal l s  zu treffen . Auf d i e s e  We i s e könn te e i ne Que l l e  

der Rechtsun s i cherhe i t ,  d i e  immer wi eder Anl aß zu S trel t i gk e i­

ten gi b t , bese i t i g t  und e i ne Vere i nhe i t l i chung und dam i t e i ne 

Vere infachung der Rech t sordnung bewi rk t  werden . 

8 )  Probl eme der Ge se tzesau s l egung im Zu sammenhang 

mi t der Pensi onsau tomatik 

Schl i eß l i ch mö chte der Verwa l tung sgeri c htsho f  au f Erfah­

rungen ei ngehe n ,  d i e  er au s Anl aß der d i e  sogenannte Pensi ons­

au toma t i k  be tre f fenden En tscheidung e i ne s  vers tärk ten Sena t e s  

z u  Zl . 6 46/7 3  und 1 5 7 8/7 3  vom 2 4 .  Ok tober 19 7 4  gemacht  hat .  
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Auf d i e  mi t dem Bunde sge s e t z  vom 17 . Dezember 197 4 ,  

BGBl . Nr . 7 7 4  a ,  mi t dem § 4 1  Abs .  2 d e s  Pensi onsge s e t ze s  

au then t i s c h  au sge l e g t  wurde , verbundenen verfas sungsrecht­

l i chen und son s t i gen Probl eme wird dab e i  n i c h t  e i ngegange n ,  
wei l  d i e se Pro b l eme unter Ums tänden no ch Gegens t and der 

Rechtsprechung s e i n  könn t en . 

I 

1 .  

Wenn auch der Sena t  i n  dem ange führ ten Erkenn tni s d i e  

vom Ge se tzgeber gewähl te Form e i ner ZUl age  i m  Zusammenhang m i t 

der Ge s tal tung des  § 30 GG 1956 i n  der Fa s sung der 2 4 .  Gehal t s­

g e s e t z-Nove l l e  a l s für d i e  Rechtspre c hung maßgebend erkannt 

hat und d i e  Lö sung n i cht gu the i ß en konnte , d i e  g ewähl te Form 

hin tanzu s tel l e n ,  um au f den wahren w i r t s chaf t l i chen Geha l t  der 

Ei nr i ch tung Bedacht zu nehmen , so  i s t  e s  doch angebrach t , al s 

e ine au s d i e sem Anl aß gemachte Erfahrung fUr den Bere i ch der 

Recht spo l i  tik das· Folgende fe s t zuhal ten : Knüp f t  e i ne ZUl age 

ni cht an e ine ge sondert um schri ebene Lei s tung an , d ie vom 
e i n ze l nen oder von e i ner Gruppe erbrach t  wird , sondern wi rd e i ner  

ganzen Kategor i e  von Beamte n ,  hi er von den Beamten der  Verwa l tung , 

für i hren Verwa l tung sdi enst  unterschi ed s l o s  e i ne i n  Schi l l ingen 

genau beme s sene ZUlage gewährt , so  handel t  e s  s i ch w i r t schaft­

l i ch gesehen um e i ne Gehal tserhö hung , d i e  auc h  nach d em engeren 
Vers tändni s de s § 41 Abs . 2 de s Pensi onsge s e t z e s  1965 , we l che s 

das Bunde smin i s terium für Finanzen al s das e i n z i g  r i ch t ige  ver­

trat , während der Senat des  Verwa l tungsgeri cht sho fe s  d i e s e s  

nicht b i l l igen konn te , unter d i e  Pensi onsau toma t i k  fal len mUß te .  

I n  d i e s em Fal l ents teht das Pro blem ,  o b  di e Wahl der au swe i chen­

den Form dem entspri cht , was d i e  Rech t s l ehre  al s Postulat  an 

d i e  Aufri chtigke i t  de s Gese tzgebers beze i c hne t ( vg l .  u .  a .  

Klang " Zur neuö s terre i chi schen Ge s e t ze s te c hni k " , Juri s t i sche 

Blä tter  1 9 46 ,  S .  �0 1 ff , i n sbesondere · S . 406 ) . - Wi l l man das 

Pri n z i p  der Au tomat i k  wahren , so  mUß ten vorhandene Mi t te l  

eben zwi schen Ak t i ven und Pens i on i sten  g e te i l t  werden ; g l aub t 

man e s  nicht  wahren zu können , s o  so l l te man d i e s  k l ar zum 
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Ausdruck bri ngen .  Un ter Klarhe i t  wird hi er d i e  Kl arhei t  im 

Gese tzo s t ext , n i c h t  die in den Deba t ten des  Nati onalra te s 

vers tanden . 

2 .  

I m  Zu sammenhang mi t der Verwendung s zu l age hat der Ver­

wal tungsgeri c ht sho f d i e  Wahrnehmung gemach t s  daß e s  unzweck­

mäßig  i s t ,  das Wort " gebühren" zur Umschreibung e i n e s  Anspru ches 

auf e ine Zul age zu verwenden , - deren Höhe in e inem verhäl tni s­

mäßi g  um fangrei chen Verfahren und un ter  Anwendung wen i g  be s t imm­

ter Begri ffe beme s sen werden muß . 

I n  der Öffen t l i c hke i t  i s t  i m  Zu sammenhang m i t dem Er­

kenntni s  des  Verwal tungsgeri chtsho fe s tiber d i e  Pensi onsau t o� 

matik  der Ei ndruck  hervorgeru fen worden , der Verwa l tungsge­

richt sho f habe  Ubersehen , daß der Nat i o nalrat e i ne Abänderung 

des § 41 Abs .  2 d e s  Pensi onsge s e t ze s , di e d i e  AnsprUche der 

Pensi on i s t en au f e i ne Berüc k s i c h t i gung der EinfUhrung der Ver­

wal tung sd i ens t zu l age  klars t e l len so l l te ,  abg e l ehn t  hat .  Ferner 

1 st i n  der Öffent l i c hk e i t von e i ner Entsche i dung gegen den 

Wor tlau t  de s Ge se tzes  die Rede g ewe se n .  Der vers tärk t e  Senat 

hat s i c h  bei Au s l egung des Zu sammenhange s zwi schen § 4i  Abs .  2 
des  Pensionsges e tz e s  und den §§  30 und 30 a GG al l erdi ng s  nur 

am Wor t lau t der Ge se t ze s s te l l en orienti e r t . Er hat d i e  i m  

Nat i onal rat  zu tage ge tre t�nen AU ffassungen und den zuvor er­

wähn ten Be schluß , wie  schon di e b e zügl i c hen Hinwe i se im  Erkenn t­

ni s se l b s t  zeigen ,  ke ine sweg s  über sehen . Er fo l g te be i Au s l e­

gung des  Ge se t z e s  der ständi gen Rechtsprechung de s Verfas sung s­

und des  Verwal tung sgeri cht sho fe s und der überwi egenden Recht­

sprec hung de s Obers ten Geri chtsho f e s  ( vgl . e twa das Erkenn tni s 

de s Ver fas sung sgeri ch tshofes  S l g .  5 15 3/65 ,  d i e  Erkenntni s se 

des  Verwa l tung sgerichtsho fe s  SIg . Nr . ' 3 330/A und 5 362/A s owi e  

das  Judikat d e s  Obers ten Geri ch t sho fe s vom 1 .  Apri l  1908 i n  

den En t schei dungen des  OGH,  Neue Fo lge  � 1 85 , und d i e  Ent schei-
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dung de s Obersten Gerichtsho fe s vom 5 .  Jänner 1961 , 

Zl . 2 Ob 46 4/60 , Jur .  Blä tter 1 9 6 1 , S .  �25 ) ,  wonac h der kund­

gemachte Text maßgebend i s t  und der Au slegende nach der ob­

j ek tiven Me thode d i e  Frage zu beantwo rten hat ,  was d i e s e r  Text 

bedeut e t .  Gelangt er  � Heran z i e hung der En t s tehungsge schi ch­

te und deB  Mo t ivenberi chte s oder auch gewichti ger Vorgänge im 

Nat i onalrat w i e  e i ne s Beschl u s se s ,  mi t dem e i ne Abänderung 

e ine s Ge s e t ze s  abge l ehnt  wird , zu e inem klaren Ergebni s ,  so 

muß te der Fe s t s te l lung des  Sena t e s  nach di e se s  Ergebn i s maß­

gebend s e i n ,  wei l das Vertrauen au f den kundgemachten Wor t l au t  

der Ges e t z e  e i n  we sen t l i che s El ement de s Re chts s taa te s 1 s t .  

Demnac h waren i m  Anl aß fal l n i c ht zwi sc hen Bundesregierung und 

Verbänden zu standegekommene Abreden ( vgl . den Ber i ch t d e s  

Fi nanz- und Budge tau s sc hu s se s  au s 415  der Be i l agen zu den s teno­

graphi sehen Pro toko l l en , XI I I . GP . ) und ni cht d i e  Ans chauungen 

der Abgeordne ten , d i e  im Ge s e t z e s text k e i nen Au s druck ge funden 

haben , maßgebend . Nur im Zwei fe l  hät ten d i e  Ges e t z e smaterial i e n  

Bedeu tung erlangen können . D e r  Senat des  Ger i cht sho fe s  aber 

ge lang te , w i e  d i e  Au s fUhrungen des erwähnten Erkenntn i s s e s  zei­

gen , au s den Ge se tze s texten s e l b s t  zu e i nem k l aren Ergebni s .  

Für d i e  Richt  
der Aus ferti  

W i e n , sm 2 4 .  Mär z  1975  

Der Präs i dent 
des Verwa l tungsgeri cht sho fe s : 

L 0 e b e n 5 t e i n 
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Regi s t e r  
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a )  Ge s chäf t s s tand : 

Ivom Vor j ahr Im Jahre Z u s ammen Vom 1 .  Jänner 
!Verbl i e ben e inge l �ngt zu e r l e d igen bis 

gewe s en 3 1 . De zember 
erled igt 

1 0 0 6  2 3 4 8  3 3 5 4 . 2 1 1 6  

5 6 2  6 7  6 2  

1 0 1 1  2 4 1 0 3 4 2 1 2 1 7 8 

.. .. 

Verblie ben 
s ind 

1 2 3 8  

! 
I 

5 

I I 

1 2 4 3  

III-27 der B
eilagen X

IV
. G

P - B
ericht - 01 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
42 von 43

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



• • 

• • 

• • 

� 

Z u -
e ammon 

1'0 
I--' 
'..0 

co 
0 

1'0 
-....l 
(J\ 

V1 
0 

f-' 
0 
0 

f\.) 
1'0 
\)1 

V1 
(J\ 
co 

f' J 
1'0 
\..11 

f-' 
VJ 

i-J 
,0 
V1 

i-J 
i-J 
0 

+>-
V1 

f-' 

1..0 

(J\ 
N 

I\) 
f-' 
-....l 
co 
VJ 
� 
N 
f-' 

f-' 
I\) 
� 
VJ 

co 

. co 

. - . 

S -S umme l -
r e p; i a t o 1"  

1 

1 

1 

1 

1 

I 

1 

1 

1 

I 

1 . 

I 

1 

- I 

(J\ 
N 

(J\ 
1'0 

(J\ 
-....l 

Vi 

1 

1 

. 

.. .....- ..... - --

AIlßorn.  Ree i �, t O l' 
( Ve r�tü:tungaooohen ) I-' 

1'0 

t i-J 
1..0 

co · v.I 
0 

1'0 
-....l � 
(J\ 

V1 
0 \.TI 

i-J 
0 G' 
0 

1'0 
I\) � 
V1 

V1 
(J\ (X) 
co 

I\) 
1'0 \.0 
V1 

i-J ..... 
VJ 0 

f-' 
1..0 I-' 
V1 I-' 

I 

f-' 
f-' � 
0 I\) 

+>- I-' 
V1 v.I 

I-' 
f-' � 

I-' . 
1..0 \.TI 

I-' I 0'1 

N 
i-J � 
� -.J 

VJ 
VJ I-' V1 (X) , +>-

i-J 
N I-' VJ \.0 (J) 

CX> I\) 
0 

co � r  

. � ................... 

Regie t <u'  
- . 

Z u rU c kw e i El ung e n  
V\'1GG ) ( § 34 A ba . 1 

Ve r s äumun.g d e r  a1 � P. \:tj 
f�edervor�efriB) ('1) ('1)  � 1--/. 

3 4  A b a . VwGG Oq � Ul �, 
<t; Hj CI) . � �  rt 

Kle.g l o a a t e l l ung ('I) 
( §  3 3  VwGG ) h; � 

('I) I-' 
� s::: 

Z u rl� -:; ic z l ehung I)) � 
(Yq ( §  3 �  VwGG ) 

Z u e rkennu ng =l o' fO  
( §  3 0  A b a . 2  VwGG ) �. Cl) c:: 

1i � H)  
� p., rn 

N i c h t z u e rkennung 
(I) 0 

� P' 
( §  3 0  A b e . 2  VwGG ) (Yq ...... 

� 
A bw e i l:m n g  0 

P' tr:I 
� 
<b 

d e s  Inhal t e a  � >- s 'i . ( §  4 2  A b a . 2 a ('I) c:: 5: VwGG ) O H,  
::r P'  p., - <1" ('1)  �..J W i n f o l g e  Un z u - 1)) 0" • 

a t änd i g k e i t  � s::: � �� (l) '  ( §  4 2  A b a . 2 b � CD 
VwGG ) 'i P' �' ::I! p> 

i n f o l e e  Verletz ung 
(Yq (1)  � 
� (Yq  0- tj 
('I) (0 I-' von V e r fahrenB - �' 1:1 c (� r s c h ri f t e n  "' t:l 

42 A b a . 2 c V�'{G) O'q I:l 
...-
� A bwe i s u ng �. rt 
rt 

d e s  Inhal t e s t:I � 
( §  4 2  A b a . 2 a � >  §: 

(1) s::: p.. 
VwGG ) (') H)  f-I 

P' P'  • � 
i nf o l g e  Un z u - rt (1)  

CD a'  <l 
e t änd i gk e i t  � s::: C!J 
( §  4 2  A b a . 2 b ...... � 'i OJ 

P-o Oq P" 
VwGG ) 'i § �. � 
i nfolge Verle t zung �� 0. ca 

I-' 
v o n  Verfahr en8� 1 o(D (1) c: 
(�r 8 c hr i f t e n  ...... ::s 

,� 42 A b a  . 2 0  VwGG) ci' <t 

Zahl d e r 
��� e r l e d  i g t en . S-t tl.c�e 

d e a  S-S amme l r e g i a t er s  

Zu s ammen e r l e d i g t  

I m  ge s am t e n  waren 
zu e rl e d igen 

Ve rbl i e b e n  s ind 

... L,.. · ... ", 
. S i  t Zlmgen d e r  
vers t ärk ten S ena t e  
Vollvers ammlungen 

, .� . .  

� 

P:! 

t-4 

t-d 

t:J 

H 

eil 

� 

� 

t4l 

� 

tr4 

t 

, 

C 
0" 
<t 
'i 
� 
� 
o 
p­
eT 

�l 
0-
(1) 
'i 
Po 
� 
(1) 

� 11 0-(1) � . 
, .... , 
C/) 
I-' 
('0 
�,.I. 
c.o 
cT 
c .  

� 
0.­
(1) 
QJ ' 

-4 
(\). 

� 
I» 
I-' 
c1" c: 1::1 0\1 

. ClJ . 
Oli (1) 
'i 
� 
o 
t:J' 
r?' 
t'\l 
P' o 
.... � 
� 
CI 

III-27 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 43 von 43

www.parlament.gv.at




